
1 

 
 

Grenzüberschreitende interkommunale 
Kooperation im Bereich der 

Kommunalwirtschaft in ausgewählten 
Regionen Mitteldeutschlands. 

Status quo und Hindernisse. 
Ergebnisse einer Befragung in ausgewählten 

mitteldeutschen Beispielregionen. 
 
 
 
Studie, initiiert durch das „Verbundnetz für kommunale Energie“ (VfkE), für 

die VfkE-Regionalveranstaltung Mitteldeutschland 
am 23. Oktober 2012 in Dresden 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



2 

„Grenzüberschreitende interkommunale 
Kooperationen im Bereich der Kommunalwirtschaft 
in ausgewählten Regionen Mitteldeutschlands. 
Status quo und Hindernisse. Ergebnisse einer 
Befragung in ausgewählten mitteldeutschen 
Beispielregionen“  
Studie  
 
 
Die vorliegende Studie wurde initiiert vom Verbundnetz für kommunale Energie“, einem 
Diskussionsforum ostdeutscher Kommunalpolitik zur kommunalwirtschaftlichen Betätigung. 
 
Die wissenschaftliche Realisierung lag federführend beim Institut für angewandte Demographie, Berlin, 
unter Mitwirkung folgender Autoren: 
 
Kapitel 1, 2, 6, Punkte 4.1 – 4.3 und 4.7:  
Prof. Dr. Michael Schäfer, Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde (FH), Herausgeber und 
Chefredakteur UNTERNEHMERIN KOMMUNE 
 
Kapitel 3, Punkte 4.4 -  4.6:  
Dr. Harald Michel, Institut für angewandte Demographie, Berlin 
 
Kapitel 5:  
Dr. Hans-Martin Dittmann, Rechtsanwalt, PricewaterhouseCoopers Legal AG, Berlin 
 
Die Studie wurde unterstützt von der VNG-Verbundnetz-Gas-Aktiengesellschaft-Stiftung 
(VNG-Stiftung) 
 
 
 
Berlin, 20. September 2012 
 
Dr. Harald Michel 
Geschäftsführer 
Institut für angewandte Demographie Berlin  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
      



3 

Gliederung: 
 
1. Einführung:  

Die mitteldeutsche Demografie-Initiative als Impulsgeber zum Ausbau interkommunaler Kooperationen 
 
2. Struktur- und ressortübergreifende Zusammenarbeit im Bereich der kommunalwirtschaftlichen 

Betätigung – zentrales Element bei der Konzipierung und Umsetzung differenzierter 
Anpassungsstrategien zur Bewältigung der demografischen, fiskalischen und energiepolitischen 
Herausforderungen 

 
2.1 Zur Interaktion der demografischen, fiskalischen und energiepolitischen Rahmenbedingungen und 

dem Zusammenhang zur Daseinsvorsorge 
 
2.2 Schlussfolgerungen zum Erfordernis und zum Gegenstand der Befragung zu den Potenzialen und 

Hindernissen interkommunaler, strukturübergreifender Kooperationen 
 
2.3 Fallbeispiel für ressort- und strukturübergreifende Kooperationen im Bereich der 

Kommunalwirtschaft: Die Harzer Schmalspurbahnen GmbH 
 
3. Vergleichbare demografische Szenarien – grundlegende Voraussetzung für grenzüberschreitende 

Kooperationen in Mitteldeutschland. 
 
3.1 Exkurs: Ein Plädoyer für die regional differenzierte Analyse der demografischen Szenarien  
 
3.2 Kriterien für die Auswahl von Beispielregionen mit vergleichbaren demografischen Szenarien und 

Vorstellung der Beispielregionen mit dem Schwerpunkt Demografie-Status. Begründung für die 
getroffene Auswahl und den Verzicht auf Beispielregionen mit Annexländern außerhalb 
Mitteldeutschlands  

 
4. Gegenstände und Hindernisse für kommunalwirtschaftliche Kooperationen. Eine Befragung für die 

ausgewählten mitteldeutschen Beispielregionen 
 
4.1 Ziele der Befragung und Forschungsfragen 
 
4.2 Methodisches Vorgehen in Anlehnung an die Befragung von Hollbach-Grömig/Floeting/von 

Kodolitsch/Sander/Siener: Interkommunale Kooperation in der Wirtschafts- und Strukturpolitik des 
Deutschen Instituts für Urbanistik, Berlin, aus dem Jahr 2005  

 
4.2.1 Zum Untersuchungsansatz 
 
4.2.2 Anmerkungen zur Methodik der Befragung unter Nutzung des Designs der Befragung von Hollbach-

Grömig/Floeting/von Kodolitsch/Sander/Siener: Interkommunale Kooperation in der Wirtschafts- 
und Strukturpolitik des Deutschen Instituts für Urbanistik, Berlin, aus dem Jahr 2005 

 
4.2.3 Zur Struktur des Fragebogens 
 
4.3 Die Mitwirkung der Spitzenverbände der Städte, Gemeinden und Kreise der mitteldeutschen Länder  

 
4.4 Realisierung der Befragung. Methodische und organisatorische Aspekte 

  
 

4.5 Statistische Auswertung der Befragung 
 



4 

4.6 Vergleich der Ergebnisse mit den Befragungen aus der Studie von Hollbach-Grömig/Floeting/von 
Kodolitsch/Sander/Siener: Interkommunale Kooperation in der Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin, 2005 und von Bredow: Stand und Hindernisse 
interkommunaler Kooperationen in den ostdeutschen Bundesländern, IUR Eberswalde e.V., 
Eberswalde, 2009 

 
4.7 Zusammenfassende Evaluierung der Befragung  
 

5. Rechtliche Rahmenbedingungen für grenzüberschreitende kommunalwirtschaftliche Kooperationen. 
Vorschläge zur Optimierung 

5.1 Bestandsaufnahme 
 
5.2 Regelungsbedürfnis über Staatsverträge 

5.3 Kooperationen auf privatrechtlicher Basis 

5.4 Optimierungsmöglichkeiten 

6. Zur wissenschaftlichen und praktischen Bedeutung der Studie. Erste Schlussfolgerungen zur 
Förderung struktur- und ressortübergreifender Kooperationen im Bereich der Kommunalwirtschaft  

 
 
 
Anhang 
 

Bibliografie 
Anlagen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



5 

1. Einführung: 
Die “Mitteldeutsche Demografie-Initiative“ als Impulsgeber 
zum Ausbau interkommunaler Kooperationen 

 
Mit der deutschen Vereinigung am 3. Oktober 1990 wurde die Integration der ostdeutschen Länder in das 
deutsche Staatswesen auf der Grundlage von Artikel 23 des Grundgesetzes vollzogen. 1 Relativ schnell 
wurde klar, dass die angestrebte Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse2 in ganz Deutschland nur im 
Ergebnis einer längerfristigen Prozesses erreicht werden kann. Ein fundiertes Fazit aus 
volkswirtschaftlicher Sicht zog dazu im Jahr 2010 Prof. Dr. Norbert Peche unter der Überschrift „20 Jahre 
Aufbau und die Hoffnung auf die Kommunalwirtschaft“, aus der wir auszugsweise zitieren: 
 
„Die ostdeutsche Wirtschaft will und will nicht genesen. Ihr Gesundungsprozess sollte vor nunmehr zwei 
Jahrzehnten beginnen, mit der Transformation der DDR-Wirtschaft in das Erfolgsmodell der Sozialen 
Marktwirtschaft im wiedervereinigten Deutschland. Auch ökonomisch sollte alles besser werden. Und in 
der Tat – das Land zwischen Rügen und Thüringer Wald sieht heute besser aus als je zuvor in seiner 
Geschichte. Die meisten Daten, die einen Bestand ausdrücken, haben sich in den letzten 20 Jahren klar 
verbessert. Allein – bei nahezu allen Kennziffern, die die Leistungs- und Zukunftsfähigkeit der 
ostdeutschen Wirtschaft zum Ausdruck bringen, stehen die Zeichen auf Stagnation. Das reale 
Bruttoinlandsprodukt (BIP), eine zentrale Leistungskennziffer für Volkswirtschaften, nahm in den letzten 
10 Jahren im Durchschnitt um lediglich 1,1 Prozent zu und lag damit zumeist unter den Zuwächsen des 
westlichen Teils Deutschlands. Der Abstand im BIP pro Kopf der Bevölkerung zwischen West- und 
Ostdeutschland stagniert ebenfalls seit Jahren. Mehr als 70 Prozent des Westniveaus werden nicht 
erreicht. Das ist ein enormer Entwicklungsabstand, größer als der zwischen dem italienischen 
Notstandsgebiet „Mezzogiorno“ und dem Landesdurchschnitt in Italien. Dabei wird diese Region in der 
Regel als Sinnbild benutzt, wenn auf katastrophale Entwicklungsdefizite in Europa und das Versagen einer 
Landespolitik hingewiesen werden soll.  
Die bestehenden Unternehmen im Osten sind zu klein, haben zu wenig Kapital und zu wenig Forschung. 
Das gefährdet ihre Zukunft, wie auch die Tatsache, dass sie oft als verlängerte Werkbänke ihrer 
Muttergesellschaften im Westen geführt werden und so im Krisenfall zu den ersten Opfern zählen. Für die 
Zukunft ist keine Besserung zu erwarten. Denn die Investitionen in die verarbeitende Industrie, die bis 
Ende der 90er Jahre noch erfreuliche Zuwächse zu verzeichnen hatten, liegen nun wieder etwa ein Drittel 
unter den Pro-Kopf-Vergleichswerten im Westen. Ohne eine überlegene Investitionstätigkeit im Osten 
kann es aber auch zukünftig keine Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse mit dem Westen geben, wie es 
das Grundgesetz als Entwicklungsziel bestimmt. 
Schön ausgebauten Autobahnen, die frisch sanierten Marktplätze und historischen Bauten, die bunte 
Vielfalt in den Geschäften und der Urlaub auf Mallorca sollten den Blick nicht dafür verstellen, dass die 
Grundlage für alles – eine gesunde, wettbewerbsfähige und der Bevölkerungszahl entsprechende 
Wirtschaft – im Osten nicht existiert. 
Es ist Zeit zu erkennen, dass die Spielregeln der Marktwirtschaft einen wirklichen Aufschwung Ost nicht 
bewirken werden. Es gibt einfach keinerlei überzeugende Anreize, ausgerechnet im Osten für erhebliche 
Investitionen zu sorgen und dort neue Unternehmen und Arbeitsplätze zu schaffen. In den gesättigten 

                                                 
1 Der Artikel 23 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland in der Fassung von 1949 ist ein inzwischen 
aufgehobener Grundgesetzartikel, der den Geltungsbereich des Grundgesetzes in der neu geschaffenen Bundesrepublik 
Deutschland regelte. Weiterhin gilt er als Beitrittsartikel, der die Übernahme des Grundgesetzes für „andere Teile Deutschlands“ 
beziehungsweise später hinzugekommene Länder ermöglichte. Er lautete in der Fassung vom 23. Mai 1949: 
„Dieses Grundgesetz gilt zunächst im Gebiete der Länder Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern. In anderen 
Teilen Deutschlands ist es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen.“ (Recherche Wikipedia, 29. 06. 2012) 
2 72(2) Auf den Gebieten des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 4, 7, 11, 13, 15, 19a, 20, 22, 25 und 26 hat der Bund das Gesetzgebungsrecht, 
wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder 
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Grundgesetz_f%C3%BCr_die_Bundesrepublik_Deutschland
http://de.wikipedia.org/wiki/Geschichte_der_Bundesrepublik_Deutschland_(bis_1990)
http://de.wikipedia.org/wiki/Geschichte_der_Bundesrepublik_Deutschland_(bis_1990)
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Teilung
http://de.wikipedia.org/wiki/Land_(Deutschland)
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Märkten von heute wird ein Mehr an Produktion aus dem Osten Deutschlands schlicht und einfach nicht 
gebraucht. Und wo keine Nachfrage, da ist auch keine Produktion.3 
An diesem grundlegenden Befund hat sich aktuell nichts geändert, wie die von Prof. Dr. Ulrich Blum, 
seinerzeit Direktor des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle (IWH), initiierte Studie zur wirtschaftlichen 
Situation Ostdeutschlands nachgewiesen hat.4 

Aus der Anerkennung der Tatsache, dass grundlegende strukturelle Unterschiede zwischen den 
sogenannten alten und neuen Bundesländern mindestens mittelfristig fortbestehen werden, sind auch 
politisch vergleichsweise früh grundsätzliche Schlussfolgerungen gezogen werden. Ein wesentlicher 
Ausdruck dafür sind die Regionalkonferenzen der Regierungschefs der ostdeutschen Länder (MPK-Ost), 
die seit 1991 regelmäßig stattfinden. 

Auch wenn die Analyse dieser Treffen keinen systematischen Charakter bei der Behandlung 
demographischer Probleme erkennen lässt, zeugt die Themenwahl seit dem Jahr 2006 immerhin vom 
zunehmenden „Leidensdruck“ durch die immer weniger zu übersehenden Folgen des demographischen 
Wandels. Diese Aspekte fanden vor allem deshalb ihren Eingang in die Tagesordnungen, weil erkannt 
wurde: 

 Die ostdeutsche Länder sind vom demografischen Wandel besonders stark betroffen 

 Sie nehmen bei der Bewältigung der Herausforderungen, die sich infolge der demografischen 
Entwicklung stellen, eine Vorreiterrolle bei der Entwicklung von Ideen und Initiativen ein, um dem 
demografischen Wandel Rechnung zu tragen. 

 Höchste Priorität hat angesichts der sich weiter fortsetzenden Ost-West-Migration gut ausgebildeter 
Ostdeutscher die Befriedigung des Bedarfs an Fachkräften, um den Standort nicht noch weiter zu 
schwächen. 

Dies manifestiert sich in den nachfolgend dokumentierten Schwerpunktsetzungen der MPK-Ost:   
 
30. November 2006  

 Begrüßung der Absicht des Bundes, die Regionen in Ostdeutschland bei der Gestaltung des 
demografischen Wandels zu unterstützen 

 Betonung der Notwendigkeit gemeinsamer Anstrengungen auf den politischen Handlungsebenen 
Bund, Länder und Kommunen, um auf die Ursachen und Auswirkungen des demografischen Wandels 
reagieren zu können 

 Absichtserklärung der ostdeutschen Länder, die demografischen Belange auch auf EU-Ebene zu 
vertreten 

 Hinweis auf Gesprächsbedarf mit dem Bund, insbesondere bei folgenden Themen: 
Sicherstellung der Grundversorgung in der öffentlichen Daseinsvorsorge (Ärztliche Versorgung, Innere 
Sicherheit, Mobilität, Bildungszugänge, öffentliche Dienstleistungen) insbesondere in dünn besiedelten 
Räumen; Förderung junger Menschen und Familien: 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie (frühere Selbstständigkeit, Verkürzung der Erstausbildungszeiten, 
bessere Perspektiven der Existenzsicherung); engere Verknüpfung von Bildungs- und Familienpolitik 
(Verbesserung der frühkindlichen Bildung); Sicherung des Humanvermögens: Maßnahmen zur 
Reduzierung des künftigen Fachkräftemangels; 
Förderung von Modellprojekten, die der Abwanderung junger Menschen entgegenwirken und 
Zuwanderung unterstützen 

 

                                                 
3 Peche, Norbert: 20 Jahre Aufbau und die Hoffnung auf die Kommunalwirtschaft. In: FORUM NEUE LÄNDER, Mai 2010 
4 Blum, Prof. Dr., Ulrich: "Wirtschaftlicher Stand und Perspektiven für Ostdeutschland" 
(www.bmi.bund.de/DE/VeroeffDokumente/Veroeffentlichungen/veroeffen) 

http://www.bmi.bund.de/DE/VeroeffDokumente/Veroeffentlichungen/veroeffentlichungen_node.html


7 

27. Juni 2007 

 Kinderbetreuungsausbau: Begrüßung der Initiative des Bundes zum Ausbau der 
Betreuungsmöglichkeiten für Kinder unter 3 Jahren; Wunsch nach einer Bundesförderung im Bereich 
der Betriebskosten von Kindertageseinrichtungen 

 EU-Kohäsionsbericht: 

 Beschäftigungsrückgang in Ostdeutschland.; Verzeichnung hoher Abwanderungsraten insbes. aus 
ländlichen Gebieten 

 Stärkere Berücksichtigung dieses Bevölkerungsrückgangs bei künftigen Infrastrukturinvestitionen in 
Ostdeutschland 

 Ostdeutschland.: geringste Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
 
8. November 2007 

 Kinderbetreuungsausbau: Begrüßung der erfolgreichen Bundes-Länder-Verwaltungsvereinbarung 
„Investitionsprogramm Kinderbetreuungsfinanzierung 2008-2013“, Begrüßung der Absicht des Bundes, 
sich ab 2009 an den Betriebskosten der Kinderbetreuung über einen Umsatzsteuerfestbetrag zu 
beteiligen 

 
14. Mai 2008 

 Befassung mit dem drohenden Ärztemangel in einigen ostdeutschen Regionen 
 
30. September 2010 

 Grunderwerbssteuer bei Gemeindezusammenschlüssen: weitere Zusammenschließung von 
Gemeinden, aufgrund zurückgehender Einwohnerzahlen und der weiteren Steigerung der 
Leistungsfähigkeit der Kommunen. Derzeitige Lage im Grunderwerbsteuerrecht wird sich negativ auf 
die Bereitschaft von freiwilligen Zusammenschlüssen auswirken. Deshalb: Überprüfung einer 
Änderung der steuerrechtlichen Regelungen; Vorschläge für neue gesetzliche Regelungen suchen.  

 Vorreiterrolle der ostdeutschen Länder bei der Bewältigung der Herausforderungen des 
demografischen Wandels 
Ziel: Entwicklung von beispielhaften Ideen und Initiativen; Erarbeitung geeigneter Maßnahmen für ein 
Handlungskonzept zum demografischen Wandel in Ostdeutschland 
 

18. März 2011 

 Beim Thema Demografie geht es um die Erstellung eines gemeinsamen Handlungskonzeptes des 
Bundes und der ostdeutschen Länder bis zum Herbst 2011. Die neuen Länder nehmen hier innerhalb 
Deutschlands eine Vorreiterrolle ein. Insbesondere der Freistaat Sachsen hat umfangreiche 
theoretische und praktische Vorarbeiten geleistet, von denen auch andere Regionen profitieren 
können. 

 
Diese verbalen Positionierungen der IMK-Ost stehen beispielhaft für den eher unverbindlichen Charakter 
der multilateralen Zusammenarbeit der ostdeutschen Länder. Wenn überhaupt, dann findet 
Zusammenarbeit eher bilateral in Form von Abkommen einzelner Bundesländer mit jeweils einem Partner 
und meist zu speziellen Themen statt. Das hat seine Ursache nicht zuletzt darin, dass sich die 
ostdeutschen Länder nach wie vor in unterschiedlichem Maße den Herausforderungen des 
demografischen Wandels bewusst sind und deshalb in der Art des Herangehens an die Probleme sowie 
auch im zeitlichen Verlauf sehr unterschiedlich reagieren.  
 
Für bilaterale Kooperationen zwischen ost- und westdeutschen Ländern gibt es überhaupt nur das 
nachfolgende Beispiel. Im Februar 2007 wurde eine Hessisch-Sächsische Demografiepartnerschaft auf 
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höchster Regierungsebene besiegelt. Die Ministerpräsidenten von Hessen und Sachsen unterzeichneten 
ein gemeinsames Positionspapier zum demografischen Wandel und beschlossen die 
Demografiepartnerschaft beider Länder.  Diese stellt es sich zum Ziel, vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher Erfahrungen und Betroffenheit durch den demografischen Wandel Erfahrungen 
auszutauschen und voneinander zu lernen. Als ein erstes gemeinsames Projekt wurde eine kommunale 
Demografiepartnerschaft zwischen den Städten Battenberg/Eder (Hessen) und Erlbach/Vogtland 
(Sachsen) begründet. Hierbei stand das aktive Bürgerengagement (u. a. Erstellung von Bürgergutachten zu 
verschiedenen Problemen des demografischen Wandels) vor Ort im Mittelpunkt, da dessen aktive 
Gestaltung nur dann erfolgreich sein, wenn Bürgerinnen und Bürger Ursachen und Folgen der 
Veränderungen kennen und an ihrer Bewältigung beteiligt werden. Es zeigte sich, dass auf die Bedürfnisse 
der Bürger zugeschnittene Lösungen erarbeitet werden konnten und sich zahlreiche Ansatzpunkte für 
lokale Initiativen bzw. Beispiele für andere Kommunen über die Landesgrenzen hinaus, ergaben. 
 
Eine neue Qualität weist im Vergleich dazu die “Mitteldeutschen Demografie-Initiative“ auf.5 Dieses am 
21. Februar 2011 in Erfurt verabschiedete Eckpunktepapier „Gemeinsam den demografischen Wandel 
gestalten“ stellt folgende Aspekte in den Mittelpunkt: 
 
„Die drei mitteldeutschen Länder stehen vor großen Herausforderungen. Die Dynamik des 
demografischen Wandels hat in den jungen Ländern gegenüber anderen deutschen und europäischen 
Regionen früher eingesetzt und sorgt in unseren Städten ebenso wie im ländlichen Raum für erheblichen 
Anpassungsbedarf. Dort lasten bereits heute die Kosten der öffentlichen Infrastruktur auf weniger 
Schultern als noch vor wenigen Jahren. 
 
Gleichzeitig ist absehbar, dass der erreichte Wohlstand in Zukunft mit einem geringeren Anteil von 
Arbeitskräften an der Gesamtbevölkerung erwirtschaftet werden muss. Das stellt besondere 
Anforderungen an unsere Innovations- und Investitionspolitik. Die öffentlichen Haushalte unserer Länder 
werden auf niedrigerem Niveau konsolidiert werden müssen. Weniger Steuerzahler und 
Transferleistungen machen eine strikte Haushaltsdisziplin und eine demografieorientierte 
Prioritätensetzung in der Landespolitik erforderlich. Sowohl auf Landesebene als auch in den Kommunen 
braucht es Mut, Standards in Frage zu stellen und langfristig tragfähige Lösungen zu entwickeln. 
Städtebau, öffentlicher Verkehr und Infrastrukturangebote bieten breiten Raum für innovative Konzepte. 
Im demografischen Wandel werden Ideen sowie der Gestaltungswillen und das ehrenamtliche 
Engagement der Bürger zu wichtigen und – im Gegensatz zu den öffentlichen Finanzmitteln – 
unerschöpflichen Ressourcen. Es wird in den kommenden Jahren zu den wichtigsten Aufgaben einer 
verantwortungsvollen Landespolitik gehören, die wesentlichen Herausforderungen des demografischen 
Wandels – Alterung, Abwanderung und Heterogenität – in der Entwicklung, zu lösen. Voraussetzung für 
eine gelingende Demografiepolitik ist, dass die Herausforderungen deutlich angesprochen und den 
Bürgern überzeugende und finanzpolitisch verantwortliche Perspektiven eröffnet werden. Dazu haben 
alle drei Länder bereits Analysen und Handlungskonzepte erarbeitet und finanzielle Ressourcen 
bereitgestellt. Die bisherige Länder übergreifende Zusammenarbeit soll deutlich gestärkt und besser 
abgestimmt werden. 
 
Um die demografiebezogenen Aufgaben gemeinsam bewältigen zu können, haben sich die für 
Demografie zuständigen Minister am 21. Februar 2011 in Erfurt auf folgende Eckpunkte einer dauerhaften 
Zusammenarbeit der Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen verständigt: 
 
 
 
 
 

                                                 
 5 Eckpunktepapier zur Zusammenarbeit der mitteldeutschen Länder: Gemeinsam den demografischen Wandel 
 gestalten, Erfurt, 21. Februar 2011, Ministerium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr des Freistaates Thüringen 
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1. Im Rahmen eines „Mitteldeutschen Demografie Dialogs“ beabsichtigen wir, uns regelmäßig auf 
Ministerebene über Entwicklungen und Konsequenzen des demografischen Wandels zu verständigen. 
 
2. Wir wollen einen intensiven Erfahrungsaustausch der drei mitteldeutschen Länder auf allen 
Verwaltungsebenen in Gang setzen, um das Potenzial für gemeinsame Lösungsansätze systematisch zu 
erhöhen. Wir können gegenseitig von gelungenen Beispielen verantwortungsvoller Demografiepolitik 
oder bürgerschaftlichen Engagements lernen. 
 
3. Besonders die Kommunen sind aufgefordert, in einen länderübergreifenden Erfahrungsaustausch 
einzutreten. Gerade in Regionen an den Landesgrenzen sollten gemeinsame Projekte zur Gestaltung des 
demografischen Wandels (weiter)entwickelt werden. 
 
4. Der Schwerpunkt verantwortungsvoller Demografiepolitik muss auf den ländlichen Raum gelegt 
werden. Dort ist es besonders dringlich, mit innovativen und tragfähigen Lösungen den Folgen einer 
abnehmenden und älter werdenden Gesellschaft zu begegnen. Erfolgreiche Konzepte können als Best-
Practice-Beispiele für andere Regionen Vorbild sein. 
 
5. Der demografische Wandel darf nicht zum Substanzverzehr im ländlichen Raum führen. Familien und 
Unternehmen sind gerade dort auf eine verlässliche Infrastruktur angewiesen. 
 
6. In den nächsten Jahren gilt es, den Abwanderungstrend nicht nur zu stoppen, sondern 
Mitteldeutschland zur Zukunftsregion zu machen. Dazu wollen wir gemeinsam die in unseren Ländern 
bereits bestehenden Aktivitäten zum Halten, Werben und Rückholen optimieren, um den zu erwartenden 
Fachkräftebedarf der Wirtschaft befriedigen zu können. 
 
7. Die Herausforderung des demografischen Wandels betrifft nicht nur Politik und Verwaltung, sondern 
die gesamte Gesellschaft. Deshalb bedarf es der Mobilisierung aller gesellschaftlichen Kräfte im Rahmen 
strategischer Allianzen, um die demografische Herausforderung erfolgreich zu gestalten. 
 
8. Der Begriff „demografischer Wandel“ ist vielfach negativ besetzt und behindert damit die offensive 
Auseinandersetzung mit der Thematik. Die mitteldeutschen Demografieminister sind sich daher einig, 
dass der öffentliche Diskurs stärker die Chancen der Modernisierung in den Blick nehmen und die 
Bürgerinnen und Bürger in den Dialog einbeziehen muss. 
 
9. Der demografische Wandel ist kein isoliertes Phänomen der neuen Länder, sondern hat längst weite 
Teile Deutschlands und Europas erfasst. Vor diesem Hintergrund werden die drei mitteldeutschen Länder 
sich intensiv in die laufende Erarbeitung von Demografiestrategien des Bundes und der EU einbringen und 
ihre spezifischen Interessen gemeinsam artikulieren. Die Länder werden gemeinsam mit dem Bund diese 
wichtige Zukunftsaufgabe nach Kräften wahrnehmen und ihre vielfältigen Erfahrungen im Umgang mit 
dem demografischen Wandel einbringen. 
 
10. Die Herausforderung des demografischen Wandels trifft die aktuellen deutschen Ziel-1-Regionen der 
EU in besonderer Weise und stellt im europäischen Vergleich einen schweren und dauerhaften Nachteil 
dar, der bei der zukünftigen Ausgestaltung der EU-Kohäsionspolitik als wichtiger Faktor ausdrücklich 
Berücksichtigung finden muss. Die drei mitteldeutschen Länder werden ihre 
europapolitischen Aktivitäten und Projekte bündeln und eine abgestimmte strategische Zusammenarbeit 
pflegen.“6 
 

                                                 
 6 Ebenda, S. 2ff 



10 

Mit der “Mitteldeutschen Demografieinitiative“ nimmt das seit geraumer Zeit postulierte „Labor 
Ostdeutschland“ in Bezug auf die Bewältigung des Demografischen Wandels erstmalig konkrete 
inhaltliche Formen an, was ein wichtiger Schritt zur „Zukunftsregion Mitteldeutschland“ sein kann. 
Darüber hinaus könnte sich hieraus auch eine Stärkung des Einflusses der beteiligten Länder im Bund und 
in Europa ergeben. Dass dieses Potenzial real vorhanden ist, dafür stehen vor allem folgende Gründe: 

 Der Ansatz der Initiative ist – im Gegensatz zu den „Konzepten“ der Vergangenheit – kohärent und 
stringent und sichert mit seinem übergreifenden Herangehen, dass Politik die realen Probleme im 
Focus hat. 

 Erstmalig wird aus fachlich-sachlichen Gründen, der Gemeinsamkeit von sozio-demografischen 
Problemlagen ein stringenter demografisch induzierter Politikansatz formuliert und in seinen Folgen 
für die verschiedenen Ebenen der Politik (Hierarchie und Region) konsequent angewandt und damit 
der von der Wissenschaft erhobenen zentralen Forderung Rechnung getragen, nämlich, die 
demografischen Entwicklungen auf den Ebenen der Regionen, Gemeinden, urbanen Ballungsräume 
und der Städte differenziert zu betrachten, da sich einerseits sehr unterschiedliche Entwicklungen 
gleichzeitig vollziehen und andererseits bestimmte typische Muster herausbilden. 

Aus Sicht der Autoren vorliegender Studie wäre eine Beteiligung weiterer ostdeutscher Länder an 
Demografiepartnerschaften welcher Art auch immer, nicht nur auf Grund der territorialen Lage und ihrer 
historischen Entwicklung, sondern insbesondere aus der Gleichartigkeit der demo-sozialen Problemlagen 
durchaus wünschenswert, sinnvoll und nutzbringend. Zudem bieten sich kommunale und regionale 
Demografiepartnerschaften (auf der Ebene, von Landkreisen oder auch Gemeinden) zwischen diesen 
Ländern geradezu an. An dieser Stelle sei klar angemerkt: Die Gemeinsamkeiten der fünf ostdeutschen 
Länder im Vergleich mit den alten Bundesländern (außer Saarland) sind deutlich stärker zu gewichten, als 
die eher marginalen Unterschiede zwischen den einzelnen ostdeutschen Länder. Es gibt, bezogen auf die 
demografische Entwicklung, qualitative und strukturelle Unterschiede zwischen den neuen und alten 
Ländern. Daraus wären gemeinsame Initiativen zwingend abzuleiten. Diese grundsätzliche 
Schlussfolgerung stellt den Wert der für die mitteldeutschen Länder ergriffenen Initiative nicht in Frage. 

Das Demografie-Eckpunktepapier der drei mitteldeutschen Länder ist auch der zentrale Impulsgeber für 
diese Studie. In dem Dokument wird unter Punkt 3 formuliert: „ Besonders die Kommunen sind 
aufgefordert, in einen länderübergreifenden Erfahrungsaustausch einzutreten. Gerade in Regionen an 
den Landesgrenzen sollten gemeinsame Projekte zur Gestaltung des demografischen Wandels 
(weiter)entwickelt werden.“7  

Diese Pointierung der kommunalen Verantwortung und Mitwirkung war für die Koordinierungsgruppe8 
des „Verbundnetz für kommunale Energie“9, (VfkE) dem 2003 etablierten Diskussionsforum ostdeutscher 
Kommunalpolitiker zu kommunalwirtschaftlichen Themen, Anlass den Protagonisten der 
“Mitteldeutschen Demografie-Initiative“ bereits unmittelbar nach Veröffentlichung des Eckpunktepapiers 
eine Kooperation vorzuschlagen. Im Kern ging es dem VfkE-Lenkungsgremium darum, mit einem neuen 
Veranstaltungsformat, den Regionalveranstaltungen, den Landesregierungen ein Forum zum Austausch 
mit der kommunalen Ebene zur Weiterführung und Umsetzung der “Mitteldeutschen Demografie-
Initiative“ zu bieten. Der Vorschlag wurde von den Verantwortlichen in den involvierten Ministerien – 
Ministerium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr des Freistaates Thüringen, Ministerium für Bau und 
Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt – und der federführend für Demografie zuständigen Sächsischen 
Staatskanzlei aufgegriffen. Bereits am 24. August 2011 fand in Erfurt unter Mitwirkung der 
Ministerpräsidentin des Freistaates Thüringen, Christine Lieberknecht, die erste VfkE-
Regionalveranstaltung zur “Mitteldeutschen Demografie-Initiative“ statt.10 
 

                                                 
7 Ebenda, S. 3 
8 Die Zusammensetzung der VfkE-Koordinierungsgruppe ist der Anlage 1 zu entnehmen 
9 Über die Ziele und Aufgaben des VfkE informiert Anlage 2 (Projektskizze) 
10 Vgl. UNTERNEHMERIN KOMMUNE, 3/2011, S…..ff 
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Die dort vom VfkE formulierten und im Auditorium umfassend diskutierten Positionen wurden von den 
Ministerien bzw. der Sächsischen Staatskanzlei wie folgt bewertet: 
 
„Diese Ausführungen stellen für die „Mitteldeutsche Demografie-Initiative“ eine wertvolle 
Diskussionsgrundlage für weitere Aktivitäten bei der Gestaltung des demografischen Wandels in 
Mitteldeutschland dar. Denn nicht zuletzt haben die Regionalveranstaltung des VfkE wie auch das 
Positionspapier einmal mehr offengelegt, dass der demografische Wandel eine struktur-und 
ressortübergreifende, gesamtgesellschaftliche Aufgabe mit Prozesscharakter ist, die aktuell insbesondere 
die neuen Länder vor Herausforderungen stellt. Als Reaktion auf diese gemeinsamen Herausforderungen 
wird die länderübergreifende Zusammenarbeit im Rahmen der „Mitteldeutschen Demografie-Initiative“ 
weiter intensiviert. Statt einer unproduktiven Konkurrenz untereinander gilt es, den Einfluss der 
beteiligten Länder im Bund und in Europa zu stärken. In Mitteldeutschland wird mit dem demografischen 
Wandel eine Entwicklung vorweggenommen, die sich in unterschiedlichen Ausprägungen zukünftig auch 
in allen anderen Regionen Deutschlands und Europas vollziehen wird. In diesem Zusammenhang werden 
wir unsere Ressourcen bündeln und freuen uns auf die vom VfkE in Aussicht gestellte auch längerfristige 
Zusammenarbeit.“ 11 
 
„Mit der nachhaltigen Sicherung der Daseinsvorsorge wird im VfkE-Positionspapier ein zentraler Aspekt 
im Zusammenhang mit der Gestaltung des demografischen Wandels thematisiert. Die Rolle der 
Kommunalwirtschaft dabei als tragende Säule der Daseinsvorsorge herauszustellen, ist richtig und 
wichtig. Denn durch sie werden vielfältige Infrastrukturen vorgehalten, die ganz unterschiedlich durch die 
demografischen Entwicklungen betroffen sind. Zukünftig wird in vielen Fällen nicht mehr der 
wachstumsbedingte Ausbau im Mittelpunkt stehen, sondern es muss mit wesentlich aufwändigeren 
Steuerungsansätzen und –prozessen eben auch auf Schrumpfung reagiert werden. Grundlage dieser 
Steuerung werden die regional sehr spezifischen Gegebenheiten und Bedarfe vor Orte sein und nicht wie 
bisher allgemeine Standards. Darüber hinaus können interkommunale Kooperationen den 
Handlungsspielraum deutlich erweitern. Diese flexiblen und angepassten Strategien müssen von einer 
Überprüfung der rechtlichen Rahmenbedingungenb begleitet werden.“12  
 
Die gemeinsame Stellungnahme der „Mitteldeutschen Demografie-Initiative“ attestiert dem Konzept des 
VfkE, mit den Regionalveranstaltungen Mitteldeutschland eine Plattform für die kommunalen 
Diskussionen zur Entwicklung von demografischen Anpassungsstrategien in Mitteldeutschland zu 
fungieren, einen hohen Wert. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund dieser Einschätzung hat sich die VfkE-
Koordinierungsgruppe für die Weiterführung des Konzepts entschieden. Im einzelnen stehen dafür vor 
allem folgende Aspekte: 
 

a.) Für die Landespolitik ist die struktur- und ressortübergreifende Zusammenarbeit der mitteldeutschen 
Länder ein zentrales Element demografischer Anpassungsstrategien. 

 
b.) Eine ähnliche Bewertung erfährt die interkommunale Kooperation, und zwar nicht nur grundsätzlich, 

sondern ausdrücklich auch die Zusammenarbeit kommunaler Gebietskörperschaften über die 
Grenzen der einzelnen Bundesländer hinaus mit besonderem Focus auf die mitteldeutsche Region. 

 
c.) Dass die Daseinsvorsorge und mithin die Kommunalwirtschaft eine entscheidende Rolle bei der 

Entwicklung und Umsetzung demografischer Anpassungsstrategien spielen, ist in dieser Deutlichkeit 
in einem länderübergreifenden politischen Positionspapier noch nie formuliert worden. 

 
 
 

                                                 
11 Gemeinsame Stellungnahme der „Mitteldeutschen Demografie-Initiative“ zum Positions- und Thesenpapier des Verbundnetzes 
für kommunale Energie vom 24. August 2011, S. 1 
12 Ebenda, S. 2 
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Diese Positionierungen der Landespolitik bilden eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg 
kommunaler Initiativen zur struktur- und ressortübergreifenden Zusammenarbeit. Die Schaffung der 
dafür nötigen politischen und rechtlichen Grundlagen liegt in der Zuständigkeit der Länder. Ohne deren 
konstruktive Mitwirkung sind die kommunalen Gebietskörperschaften nicht in der Lage, Kooperationen 
über den Maßstab ihrer Länder hinaus zu etablieren. Folgerichtig hat deshalb die VfkE-
Koordinierungsgruppe bei ihrer Tagung am 24. August 2011 in Erfurt folgende Entscheidungen getroffen: 
 
 Die 2011 begonnene Serie von Regionalveranstaltungen im direkten Zusammenwirken mit den 

landespolitischen Akteuren der „Mitteldeutschen Demografie-Initiative“ wird im Jahr 2012 und 
voraussichtlich auch darüber hinaus fortgesetzt. 

 
 Das VfkE initiiert eine Studie zur Bestimmung des Status quo grenzüberschreitender interkommunaler 

Kooperationen im Bereich der Kommunalwirtschaft für die mitteldeutsche Region mit der 
gleichzeitigen Erfassung des Stellenwerts künftiger Kooperationen in diesem Maßstab und den dafür 
bestehenden hemmenden und fördernden Rahmenbedingungen.  

 
Die Realisierung der vorliegenden Studie im Auftrag der VNG-Stiftung und deren Präsentation auf der 
VfkE-Regionalveranstaltung Mitteldeutschland am 23. Oktober 2012 in Dresden ist die vollständige 
Umsetzung der Festlegungen der VfkE-Koordinierungsgruppe vom 24. 08. 2011.    
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2. Struktur- und ressortübergreifende Zusammenarbeit im 
Bereich der kommunalwirtschaftlichen Betätigung – zentrales 
Element bei der Konzipierung und Umsetzung differenzierter 
Anpassungsstrategien zur Bewältigung der demografischen, 
fiskalischen und energiepolitischen Herausforderungen 
 

2.1 Zur Interaktion der demografischen, fiskalischen und energiepolitischen 
Rahmenbedingungen und dem Zusammenhang zur Daseinsvorsorge 

 
Im Jahr 2010 wurde die vom „Verbundnetz für kommunale Energie“ initiierte Studie 
„Kommunalwirtschaft 2025“ der Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde (FH) veröffentlicht.13 
In dieser Expertise wurde erstmals belastbar herausgearbeitet, dass die Daseinsvorsorge und damit in 
erster Linie die Kommunalwirtschaft als entscheidender Leistungserbringer mittelfristig in erster Linie mit 
folgenden Rahmenbedingungen konfrontiert sein werden: der demografische Entwicklung, der 
Finanzausstattung der öffentlichen Haushalte und den energiepolitischen Szenarien im direkten 
Zusammenhang mit der Energiewende. 
Die wesentlichen Schlussfolgerungen, die aus dieser erstmaligen qualitativen und quantitativen 
Gewichtung bestehender und absehbarer Rahmenbedingungen gezogen wurden, lauten wie folgt:   
 

a.) Prognosen zu Szenarien, mit denen gerade die Kommunen in den ostdeutschen Ländern in der 
Zukunft – das Jahr 2025 wurde hier als Fixpunkt einer dynamischen und über diese Jahreszahl weit 
hinausreichenden Entwicklung definiert – dürfen sich nicht nur auf die demografischen Prozesse 
reduzieren. Mit gleicher Wertigkeit müssen die Wirkungen von zwei weiteren Faktoren 
berücksichtigt werden: Die sich dramatisch verschlechternde Finanzausstattung der öffentlichen 
Haushalte – für die ostdeutschen Länder und Kommunen wegen des Auslaufens des Solidarpakt II bis 
2019 besonders gravierend – und die energiepolitischen und -wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. 

b.) Der gravierende Mangel aller aktuellen Diskussionen zur kommunalen Zukunftsgestaltung besteht 
darin, dass unter dem Stichwort Herausforderungen regelmäßig nur die demografische Entwicklung – 
auch diese nur unvollständig und in ihren Auswirkungen eher zu positiv bewertet – eine Rolle spielt. 
Dass die zwei weiteren o.a. Faktoren gerade die negativen Folgen des demografischen Wandels 
verstärken, und dass zwischen allen drei Prozessen sehr komplexe Interaktionen stattfinden, hat die 
politische Diskussion noch nicht in dem notwendigen Maße erreicht. 

c.) Deshalb müssen Forschungen zum Zusammenhang von Kommunalwirtschaft und Demografie 
einerseits und zu den Erfordernissen einer strukturübergreifenden Zusammenarbeit aus der 
kommunalwirtschaftlichen Perspektive andererseits dazu beitragen, den Prozess der Strategiebildung 
zu qualifizieren. 

d.) Die zentrale These dazu lautet:             
Die kommunalwirtschaftliche Betätigung zur Erbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge wird in 
strukturschwachen Regionen Ostdeutschlands nicht mehr punktuell durch die einzelnen lokal 
angesiedelten Leistungserbringer auf dem derzeitigen Niveau erfolgen können. Die Konsequenzen 
daraus, dass ein durchgängig nivelliertes Leistungsangebot mit dem aktuell verfügbaren Kanon nicht 
mehr möglich sein wird, lauten Konzentration und strukturübergreifende Zusammenarbeit. 

 
Für die Kommunalwirtschaft in strukturschwachen Flächenregionen Ostdeutschlands sind mit Blick auf die 
demografischen Prozesse, die weitere Verschärfung der strukturellen Krise der öffentlichen Finanzen, und 
die energiepolitischen Weichenstellungen (hier lauten die Stichworte schneller Ausstieg aus der 
Kernenergie, forcierte Kompensation durch Erneuerbare Energien, aber auch fossile Brückentechnologien, 
                                                 
13 Stoffels/Mudrack/Bathke: Kommunalwirtschaft 2025, Eberswalde, 2010 



14 

bei gleichzeitigem Festhalten an den ambitionierten Klimaschutzzielen) folgende Szenarien unter Hinweis 
auf die Erkenntnis der bereits erwähnten Studie „Kommunalwirtschaft 2025“ anzunehmen. Die Prognosen 
werden zunächst unter der Prämisse formuliert, dass die Strukturen und der Umfang der 
Leistungserbringung im Bereich der Daseinsvorsorge konstant bleiben. 
 
Unter Berücksichtigung der unter Punkt d). formulierten These muss aber gefolgert werden, dass diese 
Entwicklungen – zumindest ist das für strukturschwache Regionen als gesichert anzunehmen – noch 
negativer verlaufen. 
 
Prognose 1 

Die Ertragslage in allen Leistungsbereichen der Kommunalwirtschaft (Energie, Wasser, Abwasser, 
Entsorgung, ÖPNV, Wohnungswirtschaft, Gesundheitswirtschaft) wird sich bei Beibehaltung der 
derzeitigen Strukturen und der Aufrechterhaltung des Leistungsangebotes deutlich verschlechtern. 
Wesentlicher Grund ist die demografiebedingt sinkende Zahl der Kunden, denen ein weitgehend 
konstanter Kostenblock für die technische Infrastruktur gegenübersteht. 

 
Prognose 2 

Auch die Kundenstrukturen werden sich deutlich verändern. Hier wird sich der Anteil von Empfängern 
von Transferleistungen erhöhen. Aspekte sind sinkende Renten infolge unterbrochener 
Erwerbsbiografien, der Wegzug von Leistungsträgern und der Verbleib von sozial Schwachen. 

 
Prognose 3 

Es ist absehbar, dass die starke Zunahme von Transferansprüchen ohne wirksame Gegenmaßnahmen 
zum Kollaps der kommunalen Haushalte führen wird. Schon die bisherigen Sozialleistungen übersteigen 
in den meisten Kommunen deren wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit und sind die 
wesentliche Ursache für die stetig wachsende kommunale Verschuldung. 

 
Prognose 4 

Die theoretisch notwendigen Gegenmaßnahmen werden in der Praxis nur eingeschränkt oder gar nicht 
getroffen werden können, weil die dramatische Unterfinanzierung der Kommunen Teil einer 
strukturellen Gesamtkrise der öffentlichen Haushalte ist:  

 
Erstens werden die Zuführungen aus Landesmitteln nach Schätzungen der Studie 
„Kommunalwirtschaft 2025“ bis zum Jahr 2025 um rund 30 Prozent sinken.  
 
Zweitens fallen die Überschüsse speziell aus dem Bereich der kommunalen 
Energieversorgungswirtschaft, mit denen bis dato nicht nur kommunale Haushalte gespeist, sondern 
auch Zuwendungen für schon jetzt defizitäre Bereiche der Kommunalwirtschaft geleistet werden, 
immer geringer aus. Gleichzeitig erhöht sich der Zuwendungsbedarf in den schon heute defizitären 
Bereichen weiter. 
 

Prognose 5 
Die Prognose zur Verschlechterung gerade der Ertragslage der kommunalen Energieversorgung 
illustriert die Ausgangsthese von der komplexen Wirkung der als zentral identifizierten 
Rahmenbedingungen. Dass neben den negativen demografischen Effekten die gerade vorgenommenen 
strategischen energiepolitischen Weichenstellungen in der Tendenz neben steigenden Preisen für 
konventionelle Energieträger ebenfalls preiserhöhend wirken, ist unstrittig.14 
 

                                                 
14 Bis 2025 soll Strom nach einer Studie des Karlsruher Instituts für Technologie um bis zu 70 Prozent teurer werden. Die 
gesetzlich verordnete energetische Sanierung treibt die Mietkosten nach Schätzungen von Wohnungsgenossenschaften im 
Schnitt um sechs bis elf Prozent nach oben. Vgl. Focus 25/12 vom 08. Juni 2012, S. 33f  
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Ebenso unstrittig ist aber auch, dass sich daraus bildende Marktpreise von der kommunalen 
Versorgungswirtschaft nicht unlimitiert durchgesetzt werden können. Unter Hinweis auf die bereits 
erwähnte Veränderung in der Sozialstruktur der Kunden muss mit einer starken Reduzierung der 
zahlungsfähigen Nachfrage auch nach Kernleistungen der Daseinsvorsorge gerechnet werden. Bis zu 
einem gewissen Punkt noch denkbare Umverteilungen innerhalb der Haushaltsbudgets stoßen an die 
objektiven Grenzen der absolut verfügbaren Volumina. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht der 
kommunalen Anbieter wäre der Ausweg der, dass Verbrauchsrechnungen nach dem bisherigen Muster 
über Transfers aus den öffentlichen Kassen abgegolten werden. Das ist mit Blick auf die Entwicklung der 
Haushaltslage aber nur eine Scheinalternative. Die  theoretisch denkbare Konsequenz, Sozialpreise und 
Forderungsverzicht, ist irreal, denn dies würde die Kommunalwirtschaft existentiell bedrohen.  

 
Prognose 6 

Die für den Bereich der kommunalen Energiewirtschaft formulierten Aussagen lassen sich auf alle 
anderen Bereiche der Kommunalwirtschaft im Grundsatz übertragen. Allerdings mit dem Zusatz, dass es 
sich dabei um Bereiche handelt, die bereits heute zum Großteil ihre Leistungen nur auf der Grundlage 
von Zuwendungen aus den kommunalen Haushalten bzw. im Rahmen der steuerlichen Optimierung vor 
allem zwischen Energieversorgung und ÖPNV betriebswirtschaftlich erbringen können.15 

 
 

                                                 
15 Die Aussagen in den Punkten 1 und 2.1 nehmen Bezug auf Inhalte des VfkE-Positionspapiers zur Regionalveranstaltung 
Mitteldeutschland am 24. August 2011 
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2.2  Schlussfolgerungen zum Erfordernis und zum Gegenstand der 
Befragung zu den Potenzialen und Hindernissen interkommunaler, 
strukturübergreifender Kooperationen 

 
Aus den im Punkt 2.1 formulierten Prognosen sind vor allem folgende zwei Schlussfolgerungen abzuleiten: 

Erstens kann Daseinsvorsorge in strukturschwachen Flächenregionen Ostdeutschlands in Zukunft nicht 
mehr auf dem hohen, derzeit noch überall angebotenen Niveau erbracht werden. 

Zweitens kann auch ein reduziertes Angebot in der Fläche bei weitgehender Konstanz in den Zentren 
nur dann gewährleistet werden wenn die Leistungserbringung nicht mehr lokal, sondern in regionalen 
Strukturen – und das heißt strukturübergreifend – erbracht wird.  

 
Daraus ergibt sich wiederum das Erfordernis, den grundgesetzlich normierten Begriff der „gleichwertigen 
Lebensverhältnisse“16 für den Bereich der Daseinsvorsorge neu zu bestimmen. Im Einzelnen betrifft das 
vor allem folgende Aspekte: 

Erstens: 
Wirklich existenzielle Angebote der wirtschaftlich zu erbringenden Teile der Daseinsvorsorge – 
Wasserversorgung, Gesundheitsbetreuung, Wohnungsangebote, Abwasserentsorgung, 
Abfallentsorgung, Basismobilität – müssen aus regionaler Sicht definiert werden.17 

Zweitens: 
Ein aus heutiger Sicht „vollständiger“ Leistungskanon wird jedenfalls in strukturschwachen Regionen in 
erster Linie den dort existierenden Mittel- und Oberzentren vorbehalten sein. 

Drittens: 
Dieser Kanon muss für alle Bürger einer Region grundsätzlich verfügbar sein. Zu akzeptieren aber sind 
geographische Differenzierungen. 

Viertens: 
Eine Strategie dafür, ein möglichst umfassendes Daseinsvorsorgeangebot für möglichst viele Bürger 
verfügbar zu machen, heißt Reurbanisierung. Dies gilt in erster Linie für die Mittelzentren. Dafür 
müssen Konzepte entwickelt werden. 

Fünftens: 
Mit solchen differenzierten Strategien wird zugleich ein wichtiger Beitrag zur Verbesserung der 
Ertragslage kommunaler Unternehmen – im wesentlichen sind diese in den Mittelzentren angesiedelt 
– geleistet. Stichworte sind Kundenkonzentration und territorial konzentrierte Leistungserbringung mit 
reduzierten Infrastrukturkosten.  
 

Diese Optimierung und Konzentration der Daseinsvorsorge kann nur strukturübergreifend erfolgen. Dazu 
seien folgende Überlegungen zur Diskussion gestellt: 
 
a.) Daseinsvorsorge und mithin die Kommunalwirtschaft als Leistungserbringer sind objektiv der Motor 

für die notwendigen strukturübergreifenden Problemlösungen. Seit Menschengedenken war es die 
Befriedigung der elementaren Lebensbedürfnisse, die Dynamik ausgelöst hat. Dass die 
Herausforderungen zu meistern sind, zeigt sich schon daran, dass wir aktuell nicht über die 
Wanderung ganzer Völker über Kontinente reden, sondern über Umzüge aus einem 95-Einwohnerdorf 
in das nächstgelegene Mittelzentrum. 

 

                                                 
16 Grundgesetz, Artikel 72 
17 In vorliegender Studie werden für den Bereich Daseinsvorsorge nur die Teile untersucht, die originär durch die Kernbereiche 
der Kommunalwirtschaft erbracht werden (Energie, Wasser/Abwasser, Entsorgung, ÖPNV). Der Kanon ist natürlich deutlich 
umfassender und enthält auch die Leistungen zu den Bereichen Gesundheit, Bildung, Kultur, Soziales  
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b.) Wenn Daseinsvorsorge und Kommunalwirtschaft Motoren einer Standortoptimierung und strukturübergreifende  
Zusammenarbeit sind, dann muss auch das Zentrale-Orte-Prinzip komplex neu gedacht werden. Dabei geht es eb  
nicht nur um Territorialstrukturen, sondern vor allem auch um aufgabenbezogene Reformen mit gravierenden 
Konsequenzen für Grundprinzipien des Finanzausgleiches auf Länderebene. 

c.) Starke Mittelzentren werden in Zukunft noch stärker, schwächere folglich noch schwächer. Diese Trends 
vollziehen sich unabhängig von Kreis- und Länderstrukturen. Wenn d a s prosperierende Mittelzentrum (unter 
mehreren in einer Region) Migration über die Grenze des Bundeslandes in Gang setzt, dann müssen für solche 
objektiven Vorgänge auch länderübergreifende Konzepte entwickelt werden. Zu deutsch: auch 
„prosperierende“ Mittelzentren in strukturschwachen Flächenregionen werden im Regelfall schrumpfende 
Kommunen sein, die sich vom Umland vermutlich dadurch unterscheiden, dass der Prozess langsamer und 
sozial differenzierter verläuft. Was sind die Konsequenzen? 

Erstens:  
Handelt es sich um Regionen innerhalb eines Bundeslandes, muss ggfls. im Landesmaßstab und über 
Kreisgrenzen hinaus eine Standortoptimierung zwischen mehreren Mittelzentren stattfinden. 

Zweitens:  
Handelt es sich um Regionen, die in mehreren Bundesländern angesiedelt werden, müssen diese 
Optimierungsprozesse, auch länderübergreifend stattfinden. 

Drittens: 
Für die struktur- und ressortübergreifende Optimierung von Daseinsvorsorge über die Grenzen des 
einzelnen Bundeslandes hinaus bedarf es der Organisation und Moderation. In diesem Zusammenhang 
muss über ein neues Aufgabenverständnis der Strukturen, die oberhalb der Städte und Gemeinden 
angesiedelt sind, nachgedacht werden. Das betrifft in erster Linie die Landkreise, sowie Ebenen, die 
zwischen den Landkreisen und der oberen Kommunalaufsicht angesiedelt sind (Landesdirektionen, 
Landesverwaltungsämter usw.) 

Für diese Szenarien fehlt es derzeit sowohl an der politischen Einsicht und dem daraus folgenden Willen, 
als auch den entsprechenden rechtlichen Rahmenbedingungen. 
Aus diesem Befund leiten sich Gegenstand und Erfordernis der Befragung zum Status quo, den Zielen und 
Hindernissen grenzüberschreitender Kooperationen gleichermaßen ab:  

Erstens: 
Daseinsvorsorge als grundgesetzlich determinierter gesellschaftlicher Kernprozess und die dafür 
notwendigen materiellen Voraussetzungen sind die zentralen Aspekte der kommunalwirtschaftlichen 
Betätigung. Deshalb ist die Kommunalwirtschaft auch die Basis für die notwendigen Strukturanpassungen, 
die sich in der Folge von demografischer Entwicklung, reduzierter Finanzausstattung und energiepolitischer 
Entwicklung ergeben. 

Zweitens: 
Aus der Anerkennung der zentralen Rolle der Kommunalwirtschaft sowohl als Impulsgeber, als auch als 
Gegenstand der Strukturanpassung, folgt das Erfordernis einer umfassenden Analyse. 

Drittens: 
Dieses Erfordernis besteht auch deshalb, weil grenzüberschreitende Kooperationen im Bereich der 
Kommunalwirtschaft bislang kaum Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen waren und sind. 
Dieses Manko steht im Gegensatz zur zentralen Bedeutung, die solche Formen der interkommunalen 
Zusammenarbeit  bei der Entwicklung und Umsetzung von Anpassungsstrategien zur Bewältigung der 
demografischen, fiskalischen und energiepolitischen Herausforderungen.18 

                                                 
18 Das Deutsche Institut für Urbanistik hat 2005 die Studie „Interkommunale Kooperationen in der Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik“  
veröffentlicht. Die Autoren stellen dort u.a. fest, dass interkommunale Kooperationen im Bereich der Kommunalwirtschaft im Wesentlichen 
darauf zielen, die Wettbewerbsfähigkeit kommunaler Unternehmen zu sichern oder herzustellen. Dabei bestünden Kooperationspotenziale z. B. 
hinsichtlich einer Kostenreduktion, einer größeren Verhandlungsmacht gegenüber Dritten (Privaten, Bund, Ländern), einer höheren 
Ressourceneffizienz sowie der Möglichkeit zur Realisierung solcher Maßnahmen, die eine Kommune alleine nicht zu finanzieren in der Lage wäre. 
(vgl. S. 20) Die dazu durchgeführte Befragung differenzierte allerdings nicht nach dem Standort der Kooperationspartner; grenzüberschreitende 
Kooperationen waren nicht Gegenstand.   



18 

2.3 Fallbeispiel für ressort- und strukturübergreifende Kooperationen im 
Bereich der Kommunalwirtschaft: Die Harzer Schmalspurbahnen GmbH 

 
Die Harzer Schmalspurbahnen GmbH wurde 1991 gegründet. Das Unternehmen hat 248 Mitarbeiter und 
12 Auszubildende. 2011 betrug der Umsatz 10 Mio. Euro. 
Gesellschafter des Unternehmens sind 18 kommunale Gebietskörperschaften aus Thüringen und Sachsen-
Anhalt sowie die niedersächsische Kurbetriebsgesellschaft mbH Braunlage. 
Das Unternehmen befährt das mit 140,4 Kilometern längste Schmalspurstreckennetz Deutschlands. Im 
Programm sind u. a. ein ganzjähriger und fahrplanmäßiger Betrieb mit Dampflokomotiven, historische 
Sonderzüge incl. Reiseleitung, die Vermietung von Charterzügen einschließlich Exklusiv- und 
Pauschalprogrammen. 

Die Harzer Schmalspurbahnen GmbH ist zudem Auftragnehmer für Regionalverkehr und erbringt 
zusammen mit der Verkehrsbetriebe Nordhausen GmbH klassische ÖPNV-Leistungen nach dem 
„Nordhäuser Modell“. Dabei werden die Straßenbahnstrecken der Stadt  Nordhausen durch den Einsatz 
von Hybridtriebwagen mit dem Streckennetz der HSB verbunden. 

Die HSB befördert jährlich 1,1 Millionen Fahrgäste. Strecken sind die Harzquerbahn (61 km), die 
Selketalbahn (60 km) und die Brockenbahn (19 km). Es gibt 47 Stationen. Die in Quedlinburg liegt mit 121 
Metern am tiefsten, der Brockenbahnhof ist mit 1125 Metern der höchste. Neben den 25 
Dampflokomotiven (3 davon sind über 100 Jahre alt) gehören u. a. noch 10 Triebwagen und 12 
Diesellokomotiven zum Fuhrpark. 

Die 19 kommunalen Gesellschafter kommen in erster Linie aus den zwei Bundesländern, Thüringen und 
Sachsen-Anhalt. Ein Gesellschafter ist in Niedersachsen angesiedelt. Diese Struktur bedeutet auch die 
Mitwirkung von 19 Verwaltungen, 19 Stadträten bzw. Kreistagen. Die politische Führung erfolgt im 
Rahmen eines kooperativen Zusammenwirkens der Gremien wie Gesellschafterversammlungen oder den 
Aufsichtsratssitzungen. Darüber hinaus sind weitere Bereiche, insbesondere der Tourismus involviert. 
Auch hier versteht sich die HSB als Mittel zum Zweck. Mit der Umsetzung des Unternehmensprinzips 
„Tradition und Innovation“ wird auf die Generierung möglichst vieler positiver Effekte auch für die 
beteiligten Gesellschafter sowie das Land Sachsen-Anhalt und den Freistaat Thüringen abgezielt. 

Die Geschäftsfelder, Veranstaltung historischer Dampflokfahrten auf Bestellung und nach Fahrplan, 
Regionalverkehr auf der Grundlage von Länderbestellungen und zusammen mit den Verkehrsbetrieben 
Nordhausen klassischer ÖPNV, sind Bestandteile des integrierten Eisenbahnunternehmens HSB. 
Insgesamt wird aus allen Einnahmen eine vergleichsweise hohe Kostendeckung in Höhe von ca. 60 
Prozent erwirtschaftet Die übrigen 40 Prozent werden durch die Bundesländer Sachsen-Anhalt und 
Thüringen sowie durch die Gesellschafter der HSB getragen. 
Gemeinsam mit den Verkehrsbetrieben Nordhausen hat die HSB seit 2004 nach dem „Nordhäuser Modell“ 
die Lücke zwischen dem Straßenbahnverkehr in Nordhausen und dem Regionalverkehr geschlossen. Dieses 
„Nordhäuser Modell“ führte zu deutlichen Zuwächsen bei der Fahrgastnachfrage, auch durch den Wegfall 
des straßengebundenen ÖPNV-Parallelverkehrs. Die Zusammenarbeit zwischen den Verkehrsbetrieben 
Nordhausen gestaltet sich effizient. So werden beispielsweise auf den im Jahre 2004 von den Stadtwerken 
Nordhausen beschafften Zweisystemstadtbahnwagen vom Typ „Combino Duo“ Personale von beiden 
Unternehmen eingesetzt. Triebfahrzeugführer der HSB fahren somit auf dem Netz der Nordhäuser 
Straßenbahn, und umgekehrt kommen Straßenbahnfahrer auf den Gleisen der HSB bis nach Ilfeld. 
Insgesamt stellt das „Nordhäuser Modell“ für die Bevölkerung in Nordhausen und im Südharz ein Optimum 
dar.19 

                                                 
19 Vgl. Forum neue Länder, September 2008 
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3. Vergleichbare demografische Szenarien – grundlegende 
Voraussetzung für grenzüberschreitende Kooperationen in 
Mitteldeutschland. 
 

3.1 Exkurs: Ein Plädoyer für die regional differenzierte Analyse der 
demografischen Szenarien  

 
Die Kernprozesse des demografischen Wandels -  Schrumpfung und Alterung - finden räumlich extrem 
differenziert statt, und sie verlaufen in den Ländern, Regionen, Städten und Gemeinden nicht 
proportional oder linear und nicht entlang politischer oder administrativer Grenzen.  
In einer groben Überblicksbetrachtung existiert zunächst eine demografisch bedingte Zweiteilung 
Deutschlands in Bezug auf diese Prozesse: 
In den Ballungsgebieten Westdeutschlands, von Hamburg über Köln, Frankfurt/Main, Stuttgart und 
Nürnberg/ München sowie mit Abstrichen dem Großraum Berlin dominieren vor allem die Probleme einer 
mangelhaften Integration der anteilmäßig stark zunehmenden migrantischen Bevölkerung. 
Weite Teile Ostdeutschlands, das Saarland, Nordhessen und Nordbayern (Franken) hingegen erleben den 
Wandel als Schrumpfung mit dem Entstehen sich zunehmend entleerender Räume und einer raschen 
Zunahme des Anteils der älteren Bevölkerung mit aller Wucht. 
 
Durch selektive Migrationsprozesse werden die Folgen des Wandels in diesen (Quell-) Gebieten noch 
verstärkt und in den Zielgebieten zumindest zeitweise gemildert. Derzeit profitieren vor allem die 
westdeutschen Ballungsgebiete von Migrationsgewinnen zulasten der neuen Bundesländer, des Saarlands 
und Teilen des  Ruhrgebiets.  Im Wettbewerb um personelle und finanzielle Ressourcen wird sich diese 
Polarisierung der Regionen in Deutschland weiter verschärfen.  
 
Während also einige Regionen Deutschlands auch in naher Zukunft kaum Auswirkungen des 
demografischen Wandels insbesondere in Bezug auf Schrumpfung verspüren werden, verläuft dieser 
Prozess in anderen Gebieten, insbesondere in Ostdeutschland, umso schneller und tiefgreifender. Dies zeigt 
sich beispielhaft in den überwiegenden Teilen der neuen Bundesländer, den Quellgebieten dieser 
Wanderungen. Hier ergeben sich die vielfältigsten Problemkonstellationen. Der Bevölkerungsrückgang 
führt zur Unterschreitung der Tragfähigkeit der allgemeinen Infrastruktur von ca. 40 Einwohnern pro 
Quadratkilometer. Die Aufrechterhaltung funktionsfähiger regionaler Arbeits- und Versorgungsmärkte 
steht damit zur Disposition. Die starke Zunahme des Anteils alter Menschen, insbesondere im Umland der 
Städte und in den ländlichen Kreisen, stellt hohe Anforderungen an die lokalen Infrastrukturen. Die 
Wanderungsprozesse führen zu demografisch-sozialen Disproportionen in der Alters- und 
Geschlechtsstruktur. Der Anteil der Männer in einer alternden Bevölkerung nimmt zu. Hieraus folgen 
deformierte Sozialstrukturen und deviante Verhaltensweisen und Lebensstile wie Alkoholsucht, 
extremistische Einstellungen und Gewalt. Diese Problemfelder wirken ihrerseits als Katalysator, die den 
demographischen Alterungsprozess beschleunigen. (Am Beispiel der Region Ostprignitz-Ruppin wurde vom 
Institut für angewandte Demografie bereits 1996 die Gefahr einer sogenannten „Verödungsspirale 
„aufgezeigt.) 
Sinkende Bevölkerungszahlen stellen somit zunächst vor allem die ostdeutschen Länder vor große und 
neuartige Herausforderungen.  Bereits mittelfristig werden allerdings auch die alten Länder der 
Bundesrepublik und ganz Europa von dieser Entwicklung erfasst.  
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3.2 Kriterien für die Auswahl von Beispielregionen mit vergleichbaren 
demografischen Szenarien und Vorstellung der Beispielregionen mit 
dem Schwerpunkt Demografie-Status. Begründung für die getroffene 
Auswahl und den Verzicht auf Beispielregionen mit Annexländern 
außerhalb Mitteldeutschlands  

 
Wie schon gezeigt wurde sind demografische Prozesse in besonderem Maße regionale und lokale 
Entwicklungen. 
 
Hinzu kommt, dass die Gemeinsamkeiten der fünf ostdeutschen Länder im Vergleich mit den alten 
Bundesländern (außer Saarland) deutlich stärker zu gewichten sind, als die eher marginalen Unterschiede 
zwischen den einzelnen ostdeutschen Ländern. Es gibt, bezogen auf die demografische Entwicklung, 
essenzielle qualitative und strukturelle Unterschiede zwischen den neuen und alten Ländern. 
  
Dabei entwickeln sich die aus den demo-sozialen Prozessen resultierenden Problemlagen in der Regel 
nicht  homogen, innerhalb von politisch definierten Räumen (Länder, Kreise) sondern zeigen, 
demografisch bedingt,  ganz andere Muster. Die Untersuchung (Beschreibung) der Herausforderungen 
des demografischen Wandels und die darauf folgende Reaktion der Politik müssen deshalb zwangsläufig 
an den inhaltlich definierten Grenzen der Problemlagen orientiert sein. 
Zusammenarbeit und Kooperation sind deshalb vor allem inhaltlich zu bestimmen und können nicht an 
den politisch definierten regionalen Abgrenzungen und Zuständigkeiten ausgerichtet werden. 
 
Als Auswahlkriterien für homogene Gebiete mit vergleichbaren Problemlagen sind somit die Kernprozesse 
des demografischen Wandels, Schrumpfung und Alterung zur Grundlage der Entscheidung zu machen. 

 
Schrumpfung 
 

I/F/A/D

97,37

99,66

85,63

87,27

100

94,19

86,89

95,87

79,76

82,13

75

80

85

90

95

100

105

2009
2010

2011
2012

2013
2014

2015
2016

2017
2018

2019
2020

2021
2022

2023
2024

2025
2026

2027
2028

2029
2030

Berlin

Bayern

Mecklenburg-
Vorpommern
Nordrhein-
Westfalen
Saarland

Hessen

Sachsen

Sachsen-
Anhalt
Thüringen

Länderprognose nach der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (2009)
Variante 1-W1: Untergrenze der "mittleren" Bevölkerung 

     

neue Bundesländer

Grundtrends des demographischen Wandels  Bevölkerungsentwicklung

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung (2009), Variante 1-W1: Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung  
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Die Bevölkerung der Länder Sachsen-Anhalt und Thüringen wird im Vergleich zum Basisjahr 2009 am 
stärksten schrumpfen. In Sachsen-Anhalt wird mit einem Bevölkerungsverlust von -20,2 Prozent 
gerechnet. In Thüringen beträgt die Größe der Schrumpfung -17,9 Prozent, in Sachsen immerhin noch -
13,1 Prozent. Andererseits ist auch sichtbar, dass es in einigen alten Ländern nur sehr geringe 
Bevölkerungsrückgänge von nur wenigen Prozentpunkten gibt, z. B. in Bayern „nur“ -0,3 Prozent und in 
Nordrhein-Westfalen „nur“ -5,8 Prozent. Eine Ausnahme bildet hierbei das Saarland mit -13,1 Prozent 
Schrumpfung mit ähnlichen demografischen Problemen wie in den neuen Ländern. Die mitteldeutschen 
Länder weisen somit einen großen Grad von Homogenität bezüglich der Bevölkerungsschrumpfung auf. 
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Quelle: Eigene Zusammenstellung nach der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (2009), Variante 1-W1: Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung  

Deutliche Unterschiede in den Entwicklungen von Alten- und Jugendquotienten zwischen den alten und 
neuen Ländern sind erkennbar. Es sei nochmals hervorgehoben, dass Quotienten Relationen zwischen 
den Altersgruppen ausdrücken. Der Jugendquotient in den alten Ländern fällt bis 2020 und steigt dann 
wieder leicht an. Scheinbar überraschenderweise steigt der Jugendquotient in den neuen Ländern mit 
einer kleinen Erhöhung von 24 im Jahr 2009 auf 28 im Jahr 2030. Ursache dafür ist der deutliche Rückgang 
der Bevölkerung im Erwerbsalter. Die Entwicklung des Altenquotienten in den alten Ländern steigt von 
2009 bis 2020 zunächst ziemlich moderat. Es erfolgt nur eine Zunahme von 33 auf 38 Punkte. Von 2020 
bis 2030 gibt es jedoch eine beschleunigte Alterung auf einen Altenquotienten von 51. In den neuen 
Ländern ist der Zeitpunkt der beschleunigten Alterung bereits im Jahr 2012 erreicht. Von einem 
Altenquotienten im Jahr 2009 in der Größe von 36 wird 2020 bereits der Wert 46 erreicht und 2030 sogar 
der Wert von 63.  

Die großen Differenzen zwischen den alten und neuen Ländern hinsichtlich der Alterung resultieren aus 
den unterschiedlichen Entwicklungen der Altenquotienten. 

Im Jahr 1990 gehörten die neuen Länder mit einem Altenquotienten von unter 20 (bzw. knapp über 20) zu 
den Ländern mit relativ wenigen Älteren im Verhältnis zur Bevölkerung im Erwerbsalter. Bereits im Jahr 
2007 haben die neuen Länder die alten „überholt“. 2007 sind die Länder Sachsen mit 38,7 und Sachsen-
Anhalt mit 37,6 jene mit dem höchsten Altenquotienten aller Bundesländer. Auch Thüringen liegt mit 
einem Altenquotienten von 35,4 dicht dahinter. Nach aktuellster Vorausrechnung verschärfen sich bis 
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2030 die Alterungsprozesse. Im Jahr 2030 werden Altenquotienten von über 70 erreicht. Sachsen-Anhalt 
hat dann voraussichtlich einen Quotienten von 71, Mecklenburg-Vorpommern von 70 und Thüringen von 
knapp 70. Diese drei Länder markieren auch die Höchstmarken im Ländervergleich. Besonders sei auf die 
extreme Entwicklung von Mecklenburg-Vorpommern verwiesen (im Jahr 1990 noch mit dem 
zweitkleinsten Altenquotienten von 18, im Jahr 2030 wird voraussichtlich der zweithöchste Wert erreicht) 
– eine dramatische Alterung der Bevölkerung, die im Kern auf alle neuen Bundesländer zutrifft. 

Aus diesen grundlegenden Gemeinsamkeiten der demo-sozialen Strukturen, den großen 
Übereinstimmungen in den wesentlichen Kennziffern im demographischen und sozialen Bereich und der 
mit hoher Sicherheit zu erwartenden künftigen ähnlichen demografischen Entwicklungen ist eine 
gemeinsame Betrachtung und Behandlung der ostdeutschen Länder Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
(und theoretisch auch Mecklenburg-Vorpommerns, sowie des weiteren Metropolenraumes des Landes 
Brandenburg) sachlich zwingend erforderlich und aus wissenschaftlicher Sicht sinnvoll und geboten. 

Aus den gleichen Gründen ist eine Einbeziehung des engeren Metropolenraumes des Landes Brandenburg 
(„Speckgürtel“) und auch angrenzender anderer Bundesländer, von denen sich jeweils nur einige 
(grenznahe) Gebiete in einer, den ostdeutschen Ländern ähnlichen demo-sozialen Lage befinden (Bayern, 
Hessen) zunächst nicht erforderlich. 

Für die Auswahl des Untersuchungsgebietes der vorliegenden Befragung spielten die oben genannten 
Faktoren insofern eine konstituierende Rolle, als das dieses Gebiet bezüglich der demo-sozialen 
Strukturen im Zuge des demografischen Wandels als  außerordentlich homogen anzusehen ist. 
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4 Gegenstände und Hindernisse für kommunalwirtschaftliche 
Kooperationen. Eine Befragung für die ausgewählten 
mitteldeutschen Beispielregionen 
 

4.1 Ziele der Befragung und Forschungsfragen 
 
 
Mit der Studie und der Befragung als ihr wesentlicher Bestandteil wird im Bereich der 
kommunalwissenschaftlichen Forschung Neuland beschritten. Interkommunale Kooperationen über den 
Maßstab eines Bundeslandes hinaus waren nach Kenntnis der Autoren, die dazu umfassend recherchiert 
haben, noch nie Gegenstand der Forschung, weder empirisch, noch theoretisch. Dies gilt folgerichtig auch 
für den speziellen Focus der Analyse, also grenzüberschreitende interkommunale Kooperationen im 
Bereich der Kommunalwirtschaft. 
 
Damit bearbeiten die Autoren keinesfalls einen peripheren Sachverhalt. Unstrittig aus politischer wie 
wissenschaftlicher Sicht ist es, dass die struktur- und ressortübergreifende Zusammenarbeit kommunaler 
Gebietskörperschaften ein zentrales Element bei der Konzipierung von Anpassungsstrategien zur 
Bewältigung der demografischen, fiskalischen und energiepolitischen Herausforderungen auf 
kommunaler Ebene ist. Daraus ergibt sich das Erfordernis, diese Sachverhalte zum Gegenstand 
wissenschaftlicher Analysen und Betrachtungen zu machen, die Grundlage für politische 
Entscheidungsprozesse auf allen Ebenen – von der EU, über den Bund und die Länder bis zu den 
Kommunen – sind. 
 
Dieser Prozess wurde mit vorliegender Studie eingeleitet. Die empirische Erfassung des Status quo 
mithilfe einer exemplarischen Befragung für definierte Regionen war dabei sowohl zentrales 
Forschungsziel, als auch Grundlage für erste wissenschaftliche Schlussfolgerungen.   
   
Für die Befragung wurden folgende Ziele definiert: 
 
Erstens: 

Die Erfassung und Bewertung von Handlungsfeldern, Zielen und Hindernissen interkommunaler 
Kooperationen im Bereich der Kommunalwirtschaft sowohl im Maßstab eines Bundeslandes, als auch 
grenzüberschreitend. 

 
Zweitens: 

Die Ermittlung grundsätzlicher Positionierungen zu grenzüberschreitenden kommunalwirtschaftlichen 
Kooperationen. 

 
Drittens: 

Die Evaluierung von grenzüberschreitenden Kooperationsbeispielen im Bereich der 
Kommunalwirtschaft. 

 
Viertens: 

Der Vergleich von Kooperationsfällen innerhalb eines Bundeslandes und grenzüberschreitend nach 
Parametern wie Organisationsform, beteiligte Akteure, Anlässe, Ziele, demokratische Legitimierung, 
Evaluierung/Monitoring, Konfliktpotenzialen bei Gründung und Realisierung, Zielerreichung und 
Perspektiven. 

 
 Im einzelnen wurden folgende Fragen untersucht: 
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Teil A:  

Grundsätzliche Bestandsaufnahme Interkommunaler Kooperationen im Bereich der 
Kommunalwirtschaft innerhalb eines Bundeslandes 

 
 Bereits bestehende Handlungsfelder interkommunaler Kooperationen 

 Angestrebte Handlungsfelder interkommunaler Kooperationen 

 Angestrebte Handlungsfelder interkommunaler Kooperationen, die nicht besetzt werden konnten 
und Gründe für den Misserfolg 

 Förderinstrumente für interkommunale Kooperationen 

 Bewertung des Status grenzüberschreitender Kooperationen 

 
Teil B:  

Evaluierung von bestehenden interkommunalen Kooperationen im Bereich der 
Kommunalwirtschaft , innerhalb eines Bundeslandes 

 Erfassung und Quantifizierung typischer Kooperationsfälle laut DIFU-Nomenklatur 
 Organisationsformen 
 Akteure 
 Anlässe 
 Zeitliche Projektionen 
 Ziele 
 Demokratische Legimitation 
 Öffentlichkeitsarbeit 
 Berichtsmechanismen 
 Monitoring 
 Evaluierung 
 Konflikte bei Gründung 
 Konflikte bei Realisierung 
 Zielerreichung 
 Perspektiven 
 

Teil C:  

Evaluierung grenzüberschreitender Kooperationen im Bereich der Kommunalwirtschaft 

Grundsätzliche Evaluierung: 
 
 Bewertung des Status grenzüberschreitender Kooperationen (Kontrollfrage zu Fragestellung Teil A, 

letzter Punkt) 

 Gründe für interkommunale, grenzüberschreitende Kooperationen im Bereich der 
Kommunalwirtschaft 

 Hindernisse 

 Konzepte und Wege 

 Förderinstrumente 
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Evaluierung konkreter Beispiele (vergleichend zu den Fragestellungen, Teil B): 
 

 Erfassung und Quantifizierung typischer Kooperationsfälle laut DIFU-Nomenklatur 

 Organisationsformen 

 Akteure 

 Anlässe 

 Zeitliche Projektionen 

 Ziele 

 Demokratische Legimitation 

 Öffentlichkeitsarbeit 

 Berichtsmechanismen 

 Monitoring 

 Evaluierung 

 Konflikte bei Gründung 

 Konflikte bei Realisierung 

 Zielerreichung 

 Perspektiven 
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4.2 Methodisches Vorgehen in Anlehnung an die Befragung von Hollbach-
Grömig/Floeting/von Kodolitsch/Sander/Siener: Interkommunale 
Kooperation in der Wirtschafts- und Strukturpolitik des Deutschen 
Instituts für Urbanistik, Berlin, aus dem Jahr 2005  

 
4.2.1 Zum Untersuchungsansatz 

 
Der Untersuchungsansatz für die Befragung lässt sich wie folgt darstellen: 

 
Erstens: 

Formulierung der Aufgabenstellung auf der Grundlage von Literaturauswertungen, der 
Kenntnisnahme des politischen und praktischen Diskussionsprozesses und der daraus abgeleiteten 
Fragestellungen an die Adresse kommunalwissenschaftlicher Forschung 

 
 Konzentration auf aktuelle Erkenntnisse im Bereich der Forschungen zur interkommunalen 

Kooperation im Bereich der Kommunalwirtschaft mit den Schwerpunkten zusammenfassende 
Evaluierung der Ergebnisse der Befragung und deren Vergleich mit den Ergebnissen der Befragung 
aus der Studie von Hollbach-Grömig/Floeting/von Kodolitsch/Sander/Siener: Interkommunale 
Kooperation in der Wirtschafts- und Strukturpolitik, Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin, 2005 
und von Bredow: Stand und Hindernisse interkommunaler Kooperationen in den ostdeutschen 
Bundesländern, IUR Eberswalde e.V., Eberswalde, 2009 

 
 Kenntnisnahme der Diskussionen zur ressort- und strukturübergreifenden Zusammenarbeit im 

Kontext mit der Entwicklung von Anpassungsstrategien zur Bewältigung der demografischen, 
fiskalischen und energiepolitischen Rahmenbedingungen insbesondere im ostdeutschen Maßstab 
und im Rahmen der Tätigkeit des „Verbundnetz für kommunale Energie“ als dem wichtigsten 
Diskussionsforum zur kommunalwirtschaftlichen Betätigung 

 
Zweitens: 

Einordnung der Aufgabenstellung in die Prognostik zur Anpassung von Daseinsvorsorge und 
Kommunalwirtschaft an die mittelfristig absehbare Entwicklung der demografischen, fiskalischen und 
energiepolitischen Rahmenbedingungen 

 
 Evaluierung der Erkenntnisse aus der Studie „Kommunalwirtschaft 2025“ aus dem Jahr 2010 

hinsichtlich ihrer Anwendbarkeit auf Szenarien der ressort- und strukturübergreifenden 
Zusammenarbeit 

 
 Verknüpfung der Ergebnisse dieser Evaluierung mit politischen Konzepten zur Bewältigung der 

demografischen, fiskalischen und energiepolitischen Szenarien, in erster Linie mit der 
„Mitteldeutschen Demografie-Initiative“ 
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Drittens: 
Ableitung von Fragestellungen für eine empirische Bestandsaufnahme zum Status quo 
grenzüberschreitender interkommunaler Kooperationen im Bereich der Kommunalwirtschaft sowie 
zum Vergleich mit bereits vorliegenden Kenntnissen zum interkommunalen Kooperationsstatus in der 
Daseinsvorsorge 

 
 Entwicklung von Fragestellungen, dezidiert zur Erfassung und Evaluierung grenzüberschreitender 

interkommunaler Kooperationen im Bereich der Kommunalwirtschaft 
 
 Verknüpfung des originären Fragenkataloges zu grenzüberschreitenden Kooperationen mit dem 

methodischen Ansatz der Befragung aus der Studie von Hollbach-Grömig/Floeting/von 
Kodolitsch/Sander/Siener: Interkommunale Kooperation in der Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin, 2005 und von Bredow: Stand und Hindernisse 
interkommunaler Kooperationen in den ostdeutschen Bundesländern, IUR Eberswalde e.V., 
Eberswalde, 2009 

 
 Entwicklung einer Methodik zum Vergleich der Ergebnisse aus der Befragung zur vorliegenden 

Studie mit den Ergebnissen der Befragung aus der Studie von Hollbach-Grömig/Floeting/von 
Kodolitsch/Sander/Siener: Interkommunale Kooperation in der Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin, 2005 und von Bredow: Stand und Hindernisse 
interkommunaler Kooperationen in den ostdeutschen Bundesländern, IUR Eberswalde e.V., 
Eberswalde, 2009 

 
Viertens: 

Auswertung der Befragung mit den Schwerpunkten quantitative Auswertung, Evaluierung und 
Vergleich mit bereits vorliegenden Kenntnissen zum interkommunalen Kooperationsstatus in der 
Daseinsvorsorge 

 
 Quantitative Auswertung der Befragung zu vorliegender Studie 
 
 Evaluierung der Ergebnisse 
 
 Vergleich mit den Ergebnisse der Befragung aus der Studie von Hollbach-Grömig/Floeting/von 

Kodolitsch/Sander/Siener: Interkommunale Kooperation in der Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin, 2005 und von Bredow: Stand und Hindernisse 
interkommunaler Kooperationen in den ostdeutschen Bundesländern, IUR Eberswalde e.V., 
Eberswalde, 2009 
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4.2.2 Anmerkungen zur Methodik der Befragung unter Nutzung des Designs der 
Befragung von Hollbach-Grömig/Floeting/von Kodolitsch/Sander/Siener: 
Interkommunale Kooperation in der Wirtschafts- und Strukturpolitik des 
Deutschen Instituts für Urbanistik, Berlin, aus dem Jahr 2005 
 
Interkommunale Kooperationen – und zwar unabhängig vom Gegenstand der Zusammenarbeit – waren 
und sind in der kommunalwissenschaftlichen Forschung kaum Gegenstand empirischer und/oder 
theoretischer Bestandsaufnahmen. Erstmals hat sich im Jahr 2005 das Deutsche Institut für Urbanistik, 
Berlin, umfassend mit diesem Thema befasst. Auf die Studie von Hollbach-Grömig/Floeting/von 
Kodolitsch/Sander/Siener: Interkommunale Kooperation in der Wirtschafts- und Strukturpolitik – im 
folgenden kurz DIFU-Studie - wird deshalb im Rahmen vorliegender Forschungsarbeit umfassend Bezug 
genommen. 
 
Der regionale Focus der neuen Studie des Jahres 2012 im Auftrag der VNG-Stiftung – im folgenden kurz 
VfkE-Studie genannt - ist im Vergleich mit der DIFU-Studie eingegrenzt. Folgerichtig werden nur 
Entscheidungsträger aus definierten Beispielregionen befragt. Bezogen auf diesen territorialen Ausschnitt 
ist die Befragung im statistischen Sinne durchaus repräsentativ, zumindest für die Region 
Mitteldeutschland. Als Hypothese lässt sich mit einiger Berechtigung formulieren, dass diese 
Repräsentativität auch für die ostdeutschen Länder insgesamt zutrifft. 
Bezogen auf eine Grundgesamtheit objektiv kooperationsfähiger kommunaler Gebietskörperschaften gilt 
diese Einschätzung natürlich nicht. 
 
Trotz dieser Einschränkung haben sich die Autoren dieser Studie entschieden, die Methodik für die eigene 
Befragung unter Bezugnahme auf jene der DIFU-Studie zu entwickeln. Dafür stehen vor allem folgende 
Gründe: 
 
1.) Auch wenn die Befragungsregionen im statistischen Sinne nicht vollständig den Anspruch an 

Repräsentativität erfüllen, erlaubt die Zahl der befragten Gebietskörperschaften durchaus einen 
Vergleich mit der DIFU-Studie.20 Im absoluten Vergleich wurden in der VfkE-Studie sogar rund 30 
Prozent mehr kommunale Gebietskörperschaften als in der DIFU-Studie befragt. 
  

2.) Dieser Vergleich ist wegen des erwähnten Mangels an belastbaren empirischen Aussagen zur 
Thematik interkommunale Kooperationen inhaltlich sogar dringend geboten. Er ist aber auch 
methodisch in jeder Beziehung zulässig.   

 
3.) Die Nutzung des DIFU-Designs für die VfkE-Studie bietet sich auch deshalb an, weil die zweite 

Befragung zu interkommunalen Kooperationen – weitere relevante empirische Erhebungen konnten 
bei den Literaturrecherchen nicht ermittelt werden21 – die die Hochschule für nachhaltige 
Entwicklung Eberswalde (FH) im Jahr 2009 realisiert hat sich ebenfalls, und dies wiederum, um die 
dort erzielten Ergebnissen mit denen der DIFU-Studie aus 2005 vergleichen zu können, dieses Designs 
bedient.22 
 

                                                 
20 In der DIFU-Studie wurden 37 Kommunen befragt. 22 Kommunen haben geantwortet. Das entspricht einer Rücklaufquote von 
59,4 Prozent. In der VfkE-Studie wurden 48 Kommunen befragt. …….Kommunen haben geantwortet. Das entspricht einer 
Rücklaufquote von…………..Prozent. 
21 Kienbaum Management Consultants hat 2004 insgesamt 350 deutsche Kommunen mit mehr als 10.000 Einwohnern zu 
Handlungsfeldern interkommunaler Kooperationen befragt. Für diesen Gegenstand könnten die Ergebnisse für einen Vergleich 
berücksichtigt werden. Ein komplexerer Vergleich ist aber wegen eines ansonsten zum DIFU-Design nicht kongruenten 
Fragenkataloges leider nicht möglich.  
22 Bei dieser Studie wurden 248 Kommunen und Landkreise befragt, von denen sich 51 an dieser Untersuchung mit Angaben zu 
147 Kooperationsprojekten beteiligten. (vgl.:  Bredow, Dirk: Stand und Hindernisse interkommunaler Kooperationen in den 
ostdeutschen Bundesländern, IUR Eberswalde e.V., Eberswalde, 2009)  
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4.) Unter Beachtung der Studie aus 2009 besteht damit erstmals die Möglichkeit, Aussagen zu 
interkommunalen Kooperationen zu wesentlichen Bereichen der Daseinsvorsorge über einen 
längeren Zeitraum, von 2005 bis 2012, zu vergleichen. 

 
5.) Diese Vergleichsmöglichkeit erhöht die Aussagekraft und damit auch die wissenschaftliche Bedeutung 

der VfkE-Studie über den unmittelbaren Gegenstand hinaus. Damit ist die Grundlage für ein 
Langzeitmonitoring interkommunaler Kooperationen gelegt.  

 
Es sei an dieser Stelle erwähnt, dass es seitens der Autoren vorliegender VfkE-Studie auch Überlegungen 
gab, ein originäres Befragungsdesign zu konzipieren. Hauptgrund dafür waren die nach Meinung der 
Autoren bestehenden Schwächen des DIFU-Ansatzes hinsichtlich einer semantisch exakten Benennung der 
Handlungsfelder interkommunaler Kooperationen. Zwar weisen die Autoren der DIFU-Studie explizit darauf 
hin, dass sie interkommunale Kooperationen für die Bereiche Daseinsvorsorge, kommunales Wirtschaften 
und Regionalmarketing untersuchen wollten und dies auch realisiert haben.23 Die dazu entwickelte 
Nomenklatur aber ist unscharf gegliedert und trägt auch in ihren Begrifflichkeiten nicht dem 
Erkenntnisstand zu einer Nomenklatur der Daseinsvorsorge Rechnung.  Die DIFU-Autoren haben hier leider 
die Begrifflichkeiten und das Ordnungsprinzip der erwähnten Kienbaum-Studie aus 2004 unkritisch 
übernommen.  
 
 
Die Kritik an dieser Verfahrensweise betrifft vor allem folgende Aspekte: 
 
 Daseinsvorsorge ist ein Oberbegriff. Kommunales Wirtschaften ist dazu, anders als aus der DIFU-

Nomenklatur abgeleitet kann, keine separate Kategorie, sondern erfasst Leistungen, die zum Katalog 
der Daseinsvorsorge gehören. 

 
 Die definierten Handlungsfelder interkommunaler Kooperationen sind ein Mix aus Pflichtaufgaben, 

die in erster Linie in der Zuständigkeit der kommunalen Kernverwaltung liegen, Leistungen der 
Kommunalwirtschaft und freiwilligen kommunalen Aufgaben, die gar nicht der Daseinsvorsorge 
zuzuordnen sind (Musikschulen, Tourismusförderung, Druckerei usw.)24 

 
Ein sinnvolles Ordnungsprinzip wäre es gewesen, alle Leistungen der Daseinsvorsorge in einem Kanon zu 
integrieren, und innerhalb des Kanons zwischen den Leistungen zu unterscheiden, die von der 
Kommunalwirtschaft erbracht werden, und jenen, die außerhalb der kommunalwirtschaftlichen 
Betätigung erbracht werden., etwa in folgender Gliederung: 
 

Leistungen der Daseinsvorsorge: 

 Davon kommunalwirtschaftliche Leistungserbringung 
Energieversorgung 
Wasser/Abwasser 
Entsorgung 
Wohnungswirtschaft 
Gesundheitsleistungen (Krankenhäuser) 
ÖPNV 

Davon Leistungserbringung außerhalb der Kommunalwirtschaft 
Bildung  
Sozialleistungen 

                                                 
23 Vgl. DIFU-Studie, S. 19f 
 
24 Vgl. DIFU-Studie, S. 29 



30 

4.2.3 Zur Struktur des Fragebogens 
 

Der Katalog der VfkE-Befragung ist methodisch in drei Teile gegliedert: 
 
Teil A:  

Grundsätzliche Bestandsaufnahme Interkommunaler Kooperationen im Bereich der 
Kommunalwirtschaft innerhalb eines Bundeslandes 
 

Für diesen Teil werden die Struktur der Befragung von DIFU (2005) und Bredow (2009) im Sinne der 
Vergleichbarkeit weitgehend übernommen. Diesem Ziel der Vergleichbarkeit dient auch die 
Begrenzung auf Kooperationen ausschließlich innerhalb eines Bundeslandes. Erfragt werden in diesem 
Teil nur grundsätzliche Positionierungen zu interkommunalen Kooperationen sowie Einschätzungen 
bezogen auf die Gesamtheit der Kooperationen in der jeweiligen kommunalen Gebietskörperschaft. In 
Relation dazu wird in Frage 7 auch erhoben, wie der aktuelle Status grenzüberschreitender 
Kooperationen bewertet wird. Diese Frage ist nicht Bestandteil des DIFU-Designs.  

 
Teil B:  

Evaluierung von bestehenden interkommunalen Kooperationen im Bereich der 
Kommunalwirtschaft , innerhalb eines Bundeslandes 
 

In diesem Teil wird unter Anwendung des DIFU-Designs ein typisches Kooperationsbeispiel 
evaluiert. Mit diesem neuen methodischen Ansatz sollen in erster Linie Aussagen zu 
Häufigkeiten generiert werden. Mit dem Begriff typisches Kooperationsbeispiel soll bewirkt 
werden, dass solche Projekte evaluiert werden, die für den Kooperationsstatus der konkreten 
Gebietskörperschaft repräsentativ sind.  
 

Teil C:  

Evaluierung grenzüberschreitender Kooperationen im Bereich der Kommunalwirtschaft 
 

Der Teil C ist zweigeteilt und betrifft im ersten Block die grundsätzliche Evaluierung 
grenzüberschreitender Kooperationen, einschließlich einer Kontrollfrage zur Statusbewertung 
grenzüberschreitender Kooperationen zur Fragestellung im Teil A, letzter Punkt. Das Design für diesen 
ersten Teil wurde in Anlehnung an das DIFU-Design originär für die VfkE-Befragung entwickelt.  
Im Block 2 ist ein konkretes Kooperationsbeispiel Gegenstand, das unter Nutzung des DIFU-Designs 
evaluiert wird. Dieser methodische Ansatz wurde vor allem gewählt, um Bewertungen von 
interkommunalen Kooperationen innerhalb eines Bundeslandes mit denen von 
grenzüberschreitenden Kooperationen im Teil B vergleichen zu können. 
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4.3 Die Mitwirkung der Spitzenverbände der Städte, Gemeinden und 
Kreise der mitteldeutschen Länder  

 
Integraler Bestandteil bei der Entwicklung des Konzepts zu vorliegender Studie, und hier vor allem zur 
empirischen Bestandsaufnahme im Rahmen einer Befragung, war die Einbeziehung der kommunalen 
Spitzenverbände. Aus der Entscheidung, die Erforschung grenzüberschreitender interkommunaler 
Kooperationen in einem direkten Zusammenhang mit der „Mitteldeutschen Demografie-Initiative“ 
vorzunehmen, wurde gefolgert, zu untersuchende Beispielregionen für diesen politisch-geografischen zu 
definieren. Nach diesen grundlegenden konzeptionellen Weichenstellungen bei der Bestimmung des 
Forschungsgegenstandes folgten die weiteren Arbeitsschritte: 
 
 Bestimmung von Beispielregionen unter der zentralen Prämisse des Vorhandenseins gleichartiger 

länderübergreifender demografischer Szenarien25 

 Identifikation der zentralen Entscheidungsträger als Adressaten der Befragung: als relevante 
Zielgruppe wurden die Oberbürgermeister/Bürgermeister der Mittelzentren und die Landräte der 
Landkreise in den definierten Beispielregionen definiert 

 Information der Geschäftsführer der folgenden kommunalen Spitzenverbände in den 
mitteldeutschen Ländern über Ziele und Gegenstand der vorliegenden Studie, und insbesondere über 
die Befragung durch die Übergabe des Fragebogens26 und die Übersicht der definierten 
Beispielregionen: 

 
Sächsischer Städte- und Gemeindetag 

Sächsischer Landkreistag 

Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt 

Landkreistag Sachsen-Anhalt 

Gemeinde- und Städtebund Thüringen 

Thüringischer Landkreistag 
 
 Abstimmung des Anschreibens an die Adressaten der Befragung mit den Geschäftsführern der 

kommunalen Spitzenverbände der mitteldeutschen Länder insbesondere zur Formulierung, dass die 
Spitzenverbände über das Projekt und die beabsichtigte Befragung informiert sind27 

 
 Unterrichtung der Geschäftsführer der kommunalen Spitzenverbände der mitteldeutschen Länder 

über die Ergebnisse der Befragung und deren Evaluierung vor deren Veröffentlichung 
 

 
 
 
 
 
 
 

                                                 
25 Siehe dazu Anlage 4 sowie die Ausführungen zu den Punkten 3.1 – 3.3 in vorliegender Studie 
26 Siehe Anlage 5 
27 Siehe Anlage 3 
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4.4 Realisierung der Befragung. Methodische und organisatorische 
Aspekte  

 
Die Untersuchung wurde durch das IFAD Berlin als schriftliche standardisierte Befragung im Juli 2012 
realisiert.  
Die Zusendung der Fragebögen erfolgte in der ersten Welle auf postalischem Wege, in der 2. Welle (nach 
2 Wochen Erinnerung) per e-mail. 
 
Von  48 angeschriebenen Einrichtungen in der genannten Untersuchungsregion haben sich 15 an der 
Befragung beteiligt.  
 

n -gesamt= 15,  

Rücklaufquote =  31,2% 

n-Fragen C8-C21=12 
 

Struktur der Rückläufe nach Gebietskörperschaften 
 

Landkreise:  4  von 13 = 30,8% 

Städte: 11 von 35 = 31,43 % 

 
Die beobachtete Rücklaufquote ist als gut einzuschätzen und lässt in der Auswertung zuverlässige 
Aussagen zu den befragten Sachverhalten in Bezug auf den Untersuchungsgegenstand zu. 
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4.5 Statistische Auswertung der Befragung  
 
Teil A:  

Grundsätzliche Bestandsaufnahme Interkommunaler Kooperationen im Bereich der 
Kommunalwirtschaft innerhalb eines Bundeslandes 

 
A 1. Voraussetzungen für interkommunaler Kooperation (offene Frage) 

 
Nennungen: 

 
1. Gruppe: Mehrfachnennungen (2-mal) 

 
  

vergleichbare rechtliche & wirtschaftliche Bedingungen     
gemeinsame Aufgaben, Erfolgsaussichten/Synergieeffekte      
passende Kooperationspartner   

 
2. Gruppe: Einmalnennungen 

 
     

   Offenheit für interkommunale Kooperation 
  Wirtschaft 
  Legislativer Handlungsrahmen 
  Einsicht auf kommunalpolitischer Ebene 
  gleiche Interessenlagen der Körperschaften 
  Übereinkunft der kommunalen politischen Gremien und Aufsichtsgremien der Unternehmen 
  gleiche Ziele, Vorstellungen, Bereiche 
  exakte rechtliche Rahmenbedingungen 
 jeweiliger (ökonomischer/struktureller)Vorteil für die beteiligten Kommunen 
 gleiche Aufgaben oder Schnittmengen 
 Tourismus 
 bereitwillige Entscheidungsträger 
 Gesetze u. kommunalrechtliche Rahmenbedingungen 
 das Wollen und die gemeinsame Zielsetzung d. Unternehmen 
 rechtliche/gesetzliche Grundlagen 
 klare Definition der steuerlichen Belastung 
klare vertragliche Grundlagen für die Zusammenarbeit 

 

Veränderungsbereitschaft 
Energie 
Steuerrecht (Leistungsaustausch) 
ähnliche qualit./quant. Strukturen in den jeweiligen Geschäftsgebieten 
Vorteile für Partner/Gleichberechtigung 
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A 2. Handlungsfelder der Kooperation 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

A 3. Handlungsfelder gewünschter Kooperation (Mehrfachnennungen möglich) 
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A 4. Handlungsfelder erfolgloser Kooperationsbemühungen 
 

 
 

A 5. Wichtigste Gründe für das Nichtzustandekommen der Kooperation 
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A 6. Welche Maßnahmen der Landesregierung zur Förderung interkommunaler Kooperation 
sind nötig? 

(Offene Frage) 
 

Nennungen: 
 

1. Gruppe:  Mehrfachnennungen (2 mal) 
 

Erweiterung der kommunalwirtschaftlichen Befähigungsfelder 
 rechtliche Rahmenbedingungen klären 
  

2. Gruppe:  Einmalnennungen 
 
          Änderung Gemeindeordnung und GKG-LSA 

Finanzielle Anreize über Strukturanpassungsfonds 
Anreizsysteme etwa über fiskalische oder Finanzausgleichs-Ansätze entwickeln 
Übergreifende Beteiligung aller Fachämter zur "Ideenfindung" 
Experimentierklausel 
Marketing für interkommunale Zusammenarbeit z.B. über best practice-Beispiele initiieren 
Beratungsleistungen  

   
 Keine Maßnahmen nötig, Kooperation läuft ausreichend 

 
 

  

A 7. Bewertung des derzeitigen Status grenzüberschreitender Kooperation 
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Teil B: 
Evaluierung von bestehenden interkommunalen Kooperationen im Bereich der 
Kommunalwirtschaft , innerhalb eines Bundeslandes 

 

B 1. Handlungsfelder der ausgewählten typischen Kooperationsfälle 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

B 2. Für die Kooperation geschaffene Organisationsformen 
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B 3. Anlass für die Etablierung der Kooperation 
 

 
 
B 4. Seit wann besteht die Kooperation 

 
Die Kooperationen entstanden im Zeitraum von 1991 bis 2011. Dabei betrug der häufigste 
Zeitraum von der Ideenfindung bis zur Umsetzung 1 Jahr (8 Fälle). In einem Fall waren es 2 Jahre, 
in zwei Fällen 3 Jahre und im längsten Fall 4 Jahre. 
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B 5. Ziele der Kooperation 
 

 
 

B 6. Konflikte im Zuge der Gründung der Kooperation 
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B 7. Konflikte im Verlauf der Zusammenarbeit 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

B 8. Instrumente zur Umsetzung der Ziele der Kooperation (Mehrfachnennungen) 
 

     Fallzahl (Zahl der Nennungen)  
 
Bindende Ratsbeschlüsse:      10 
Vertragliche Vereinbarungen      10 
Empfehlende Ratsbeschlüsse        0 
Sonstige: Aufgabenplanung,Aufgabenkritik      1 

 
 
 

 



41 

B 9. Bisheriger Beitrag der Kooperation zur Erreichung der Ziele  
 

     missing = keine Angabe 
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B 10. Die drei größten Erfolge der Kooperation 
 

          jeweils eine Nennung 

 Kosteneinsparung 
 Einstellung des Seenkoordinators 
 stabile Umsetzung 
 ausgewogene kommunale Zusammenarbeit 
 der bestehende Baustopp wurde durch den Bau einer Kläranlage aufgehoben und die Investition 

war abgesichert  
 gemeinsame Willensbekundung 
 Bestandssicherung Theater 
 Kostenersparnis 
 Wirtschaftlichkeit 
 Gemeindeübergreifende Abstimmungen 
 geringe Fehlerhäufigkeit 
 Annäherung der Geschäftsführung d. Unternehmen 
 Erhaltung Attraktivität für Bevölkerung 
 Effizienzerhöhung 
 Schaffung von Arbeitsplätzen 
 Erfahrungsaustausch/von Anderen profitieren 
 Gemeinsame Außendarstellung der Region 
 Akzeptanz durch die politische Steuerung 
 Erhöhung Kinder- und Jugendarbeit 
 Flächeneinsparung (gemeinsames Industriegebiet) 

 

 B 11. Einschätzung der künftigen Kooperation (Mehrfachnennungen) 
 

          Zahl der Nennungen 
Die Kooperation wird im jetzigen Umfang  
und in der aktuellen Konstellation weitergeführt     10 
Es sind weitere Kooperationsprojekte geplant         7  

In den Bereichen 
Leitstelle, Gesundheitsvorsorge, Personal 
Energie 
Abwasser 
Wohnungsunternehmen 

Mit den Partnern 
Landkreise 
Privat 
Landkreisverwaltung, Gemeinden 
Abwässerverbände 
Nachbarverbund (Fusion) 
In Nachbarstädten 

Weitere Kooperationsprojektesind nicht geplant (3 Nennungen), da: 
Kein Bedarf besteht 
Der Nutzen nicht klar zu bestimmen ist 
Widerstände von Seiten der Verwaltung bestehen 
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Teil C:  
Evaluierung grenzüberschreitender Kooperationen im Bereich der Kommunalwirtschaft 
 
 
C 1. Grenzüberschreitende Kooperationsbeziehungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

C 2. Gebiete für Kooperationen 

 



46 

C 3. Statusbewertung gegenwärtiger Kooperationen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
C 4. Gründe für grenzüberschreitende Kooperation 
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C 5. Hindernisse für grenzüberschreitende Kooperation 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
C 6. Wege zur Etablierung grenzüberschreitender Kooperation 
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C 7. Arten der Förderung grenzüberschreitender Kooperation 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
C 8. Handlungsfelder der ausgewählten typischen Kooperationsfälle 
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C 9. Organisationsformen der Kooperation 

 
C 10. Anlass für die Etablierung der Kooperation 
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C 11. Seit wann besteht die Kooperation 
 

Die Kooperationen wurden und werden im Zeitraum von 1991 bis 2014 etabliert. Die überwiegende 
Mehrheit benötigte von der Idee bis zur Umsetzung ca. 1 Jahr. 
Die Ausnahmen sind in 2 Fällenl 4 Jahre und einmal 10 Jahre Realisierungszeitraum. 

 
C 12. Ziele der Kooperation 
 

 
C 13. Konflikte im Zuge der Gründung der Kooperation 

 



51 

C 14. Konflikte im Verlauf der Zusammenarbeit 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

C 15. Instrumente der Kooperation 
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C 16. Bisheriger Beitrag der Kooperation zur Erreichung der Ziele 

missing: keine Angabe 
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C 17. Die drei größten Erfolge der Kooperation (offene Frage) 
 

Einfache Nennungen 
 
 ausgewogene kommunale Zusammenarbeit 
 gemeinsame Willensbekundung 
 Sicherung ÖPNV 
 Annäherung der Geschäftsführungen in Verständnisfragen zu Zielen 
 vertragliche Beförderungsentgelte für Nutzer 
 vertraglicher Verlustausgleich für Gesellschaften 
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C 18. Einschätzung der künftigen Kooperation (Mehrfachnennungen) 
 

Die Kooperation wird im jetzigen Umfang und in der aktuellen Konstellation weitergeführt 
Anzahl : 11 

 
Es sind weitere Kooperationsprojekte geplant 

Keine Nennung (0) 
 

 
 

C 19. Landespolitische Verhaltensweisen bei der Etablierung der grenzüberschreitenden Kooperation 
 

Exekutive 
 

Die Kooperation wurde von der Exekutive unterstützt:  
                              

Anzahl der Nennungen: 6   
von: 

                 Ministerium für Wissenschaft und Kunst des Freistaates Sachsen und des Freistaates Thüringen             
                  Wirtschaftsministerium 

                 sächsisches Staatsministerium,  
                 bayer. STMWIVT 

                  SMI,  
                 sächsisches Staatsministerium für Kultus 

                  Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
 
         Die Kooperation wurde von der Exekutive behindert:  

 
Anzahl  der Nennungen: 1 

                von: 
                Landesverwaltungsamt 
 
         Die Kooperation wurde von der Exekutive weder unterstützt, noch behindert                                                                                 
                                  

Anzahl der Nennungen: 3 
                                                            

Legislative 
              
         Kooperation wurde von der Legislative unterstützt: 

 
Anzahl der Nennungen: 2 

 
         Kooperation wurde von der Legislative behindert: 
 

Anzahl der Nennungen: 0 
 

         Kooperation wurde von der Legislative weder unterstützt, noch behindert: 
 

Anzahl der Nennungen: 3 
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C 20. Bürgerverhalten bezüglich grenzüberschreitender Kooperation 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

C 21. Medienverhalten bezüglich grenzüberschreitender Kooperation 
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4.6 Vergleich der Ergebnisse mit den Befragungen aus der Studie von 
Hollbach-Grömig/Floeting/von Kodolitsch/Sander/Siener: 
Interkommunale Kooperation in der Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin, 2005 und von Bredow: Stand 
und Hindernisse interkommunaler Kooperationen in den 
ostdeutschen Bundesländern, IUR Eberswalde e.V., Eberswalde, 2009 

 
 Im Folgenden werden wesentliche Ergebnisse der Befragung zu Aussagen der Studie von Hollbach-

Grömig/Floeting/von Kodolitsch/Sander/Siener: Interkommunale Kooperation in der Wirtschafts- und 
Strukturpolitik, Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin, 2005 – im weiteren Text als DIFU benannt und der 
Studie: von Bredow: Stand und Hindernisse interkommunaler Kooperationen in den ostdeutschen 
Bundesländern, IUR Eberswalde e.V., Eberswalde, 2009, im weiteren Text VfkE 2009 – in Beziehung gesetzt. 

 
 Dabei wird auf eine strenge statistische Analyse verzichtet, da dies aus methodischen Gründen nicht 

hinreichend zuverlässig geleistet werden kann. Die überwiegend verbalen (qualitativen) Vergleiche und 
Einschätzungen basieren im Wesentlichen auf dem Vergleich (Rangfolgen) von Merkmalsgruppierungen der 
Häufigkeiten in den Nennungen einzelner Sachverhalte und geben die Zusammenhänge in ausreichender 
Zuverlässigkeit wieder. 

 
A.  Anlass für die Etablierung der Kooperation 

 
Stehen bei DIFU vor allem die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und der Sachverhalt, dass die 
Aufgaben nicht allein aufgenommen werden können mit großem Abstand im Vordergrund, spielen bei 
VfkE 2009 neben der nicht allein zu leistenden Aufgabe vor allem die Wirtschaftlichkeit und die 
Wettbewerbsfähigkeit die wichtigste Rolle. 
Dies bestätigt sich in der vorliegenden Untersuchung sehr deutlich: 
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B. Handlungsfelder interkommunaler Kooperation 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Eine deutliche Verschiebung zeigt sich hier in der Zunahme der Bedeutung der Bereiche Wirtschafts-und 
Beschäftigungsförderung und Verkehr. 
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C. Ziele interkommunaler Kooperation 
 

DIFU hat eindeutig die Verbesserung der Standortfaktoren und die Steigerung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit als bevorzugte Zielstellungen ausgemacht. 
VfkE 2009 sieht die Prioritäten eher bei der Sicherstellung der Aufgabenstellung, der Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit und bei Kosteneinsparungen. 
Dies wird durch die VfkE-Studie 2012 eindrucksvoll bestätigt: 
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D.  Formen interkommunaler Kooperation 
 

Mit großem Abstand wird bei DIFU die privatrechtliche Institution als die bevorzugte Form 
interkommunaler Zusammenarbeit aufgezeigt. Erst mit großem Abstand folgen informelle Formen und 
der Zweckverband. Bei VfkE 2009 sind neben die privatrechtliche Institution gleichgewichtig die 
informelle und die öffentlich-rechtliche Form und der Zweckverband getreten. Dieser Trend bestätigt 
sich auch in der vorliegenden Untersuchung: 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
E. Die drei größten Erfolge der Kooperation 

 
Stehen bei DIFU die Verbesserung der Standortbedingungen, eine bessere interkommunale Abstimmung und 
Vernetzung sowie eine Zunahme der Identifikation und des Regionalbewußtseins auf der Habenseite, so stellt 
sich dieser Sachverhalt in der vorliegenden Untersuchung differenzierter dar. Neben Verbesserung der 
kommunalen Zusammenarbeit, gemeindeübergreifenden Abstimmungen und dem Erfahrungsaustausch 
stehen vor allem auch wirtschaftliche Überlegungen (Kosteneinsparung, Effizienzerhöhung, Wirtschaftlichkeit 
und Arbeitsplatzschaffung) im Vordergrund. 
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F. Bisheriger Beitrag der interkommunalen Kooperation zur Erreichung der Ziele  
 
In der DIFU-Untersuchung wird als Beitrag der Kooperation zur Zielerreichung neben der Sicherstellung 
der Aufgabenerfüllung vor allem der Komplex der wirtschaftlichen Faktoren (Kosteneinsparungen, 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und Verbesserung der Standortbedingungen) hervorgehoben. 

 
Dieser Sachverhalt findet sich durch die vorliegende Studie eindeutig bestätigt, in der Rangfolge liegen 
Kosteneinsparung und Verbesserung der Wirtschaftlichkeit deutlich an der Spitze: 

 
 

                                          missing:  keine Angabe 
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G. Voraussetzungen für interkommunaler Kooperation (offene Frage) 
 

DIFU als auch VfkE 2009 sehen hier die gemeinsamen Interessen als hervorzuhebenden Einflussfaktor 
an. Erst an nachgeordneter Stelle erscheinen Faktoren wie politische Rahmenbedingungen, 
Gleichberechtigung, persönliches Engagement und wirtschaftliche Sichten wie Kosten-Nutzen-
Verhältnisse und finanzielle Vorteile. 
In der VfkE 20012 stellt sich die Sicht vielfältiger dar. 
Neben der Bedeutung gleicher Interessen spielt eine Vielfalt anderer Faktoren eine gleichberechtigte 
Rolle. So werden u.a. gleichberechtigt genannt: exakte rechtliche Rahmenbedingungen, Offenheit für 
interkommunale Kooperation, Legislativer Handlungsrahmen und jeweiliger 
(ökonomischer/struktureller)Vorteil für die beteiligten Kommunen) 

 
 
H. Hemmnisse interkommunaler Kooperation  

 
Lagen bei DIFU und VfkE 2009 lokale Egoismen als Hemmnisse der interkommunalen Kooperation 
noch in der dritten Gruppe der wichtigsten Hinderungsgründe, so ist dieser Faktor in der vorliegenden 
Untersuchung mit Abstand als wichtigstes Hemmnis ausgemacht worden.  In einer zweiten Gruppe 
folgen das Kooperationsverständnis der Akteure und die rechtlichen Rahmenbedingungen auf Ebene 
der Kommunen. Dies korrespondiert mit den in den vorangegangenen Untersuchungen thematisierten 
und priorisierten ungünstigen Rahmenbedingungen und Ressourcenengpässen. Nachfolgend das 
Ergebnis aus 2012: 
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4.7 Zusammenfassende Evaluierung der Befragung 

Die hier vorliegende detaillierte statistische Auswertung der Befragung aus dem Jahr 2012 stellt den 
eigentlichen wissenschaftlichen Wert der vorliegenden Studie dar. Gegenstand weiterführender 
Untersuchungen muss es sein, aus diesen empirischen Daten weiterführende Fragen vor allem zur 
qualitativen Bestimmung des Status quo grenzüberschreitender interkommunaler Kooperationen 
abzuleiten. Dabei müssen Kooperationen für alle Bereiche der kommunalwirtschaftlichen Betätigung im 
Zentrum stehen.  
 
Für die vorliegende Untersuchung ist zunächst zusammenfassend folgendes festzuhalten: 
 

Erstens: 
Die erstmalige wissenschaftliche Erfassung empirischer Daten zu interkommunalen Kooperationen, die 
die Grenzen des einzelnen Bundeslandes überschreiten, trägt den Erfordernissen Rechnung, sich für 
die Formulierung von Anpassungsstrategien - in erster Linie für den demografischen Wandel - an den 
realen Verläufen solcher Entwicklungen zu orientieren und nicht zuvorderst an administrativen 
Strukturen. 
 
Zweitens: 
Die Tatsache, dass aus beiden Typen der befragten kommunalen Gebietskörperschaften – Landkreisen 
und kreisfreien Städten – rund 31 Prozent bereit waren, einen sehr umfangreichen Fragebogen zu 
bearbeiten, kann als Beleg dafür gewertet werden, dass die Problem- und Fragestellungen im Zentrum 
der kommunalen Aufmerksamkeit liegen. Das Erfordernis zu weiterführenden Untersuchungen war 
eingangs bereits unterstrichen worden; die ausgesprochen positive Resonanz auf die vorliegende 
Befragung ist aber auch ein Beleg dafür, dass solche Forschungen im Interesse der Kommunen liegen, 
und die Bereitschaft zu deren Mitwirkung und Unterstützung vorhanden ist. 
 
Drittens: 
Bemerkenswert, und für die Autoren vorliegender Studie überraschend, ist die positive Bewertung 
zum Status bestehender grenzüberschreitender interkommunaler Kooperation. In ihren Antworten zu 
der entsprechenden Frage im Teil A der Untersuchung (A.7) bewerteten über 70 Prozent der 
Probanden den Status mit „gut“.  
Im Teil C wurde, auch im Sinne einer Kontrollfrage, noch einmal nach dem Status gefragt (C.3). Die dort 
getroffenen Bewertungen liegen in allen Bewertungskategorien im Trend der Antworten aus dem Teil 
A. Dies lässt die Schlussfolgerung zu, dass grenzüberschreitende Kooperationen – werden diese erst 
einmal etabliert – mehrheitlich erfolgreich verlaufen.  
 
Viertens: 
Die Annahme ist zulässig, dass das Gros der Befragten, die gar nicht an der Untersuchung teilnahmen, 
dies in erster Linie deshalb unterließen, weil in ihrem Verantwortungsbereich keine 
grenzüberschreitenden Kooperationen existieren.  Daraus lässt sich weiter ableiten, dass – bezogen 
auf die Grundgesamtheit der Befragung – die Zahl der Kooperationsfälle unter 30 Prozent liegen 
dürfte. Die Rücklaufquote betrug insgesamt 15 = 31,2 Prozent. Davon haben aber nur 12 den Teil C des 
Fragebogens bearbeitet. Das sind 25 Prozent. Insofern wird die Hypothese auch durch die Struktur der 
Rückläufe gestützt. Mit einiger Sicherheit kann also angenommen werden, dass grenzüberschreitende 
Kooperationen mit dem Schwerpunkt bei der kommunalwirtschaftlichen Betätigung bei maximal 25 
Prozent der befragten kommunalen Gebietskörperschaften existieren. Das ist, gemessen an den in 
dieser Studie definierten objektiven Erfordernissen zur Etablierung solcher Kooperationen, ein 
geringer Wert, der allerdings den Annahmen der Autoren dieser Studie entspricht. Die Antworten zur 
Frage nach künftigen Kooperationen deuten darauf hin, dass dieser eher unbefriedigende Status 
jedenfalls aktuell und kurzfristig fortbestehen wird, denn keiner der Probanden beantwortete die 
Frage nach weiteren Kooperationsprojekten positiv. 
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Fünftens: 
Bringt man die überraschend positive Bewertung bereits bestehender grenzüberschreitender 
Kooperationen in Korrelation zur insgesamt eher geringen Anzahl solcher Formen der 
Zusammenarbeit, so ließe sich daraus eine sehr positive Prognose für künftig zu etablierende 
Kooperationen ableiten. Aus dieser Sicht muss das Ergebnis vorliegender Befragung den potentiellen 
Akteuren solcher Formen der Zusammenarbeit ausdrücklich Mut machen, sich nachdrücklicher als 
bisher für grenzüberschreitende interkommunale Kooperationen zu engagieren. 
 
Sechstens: 
In diesem Zusammenhang ist allerdings zur Kenntnis zu nehmen, dass für die Verantwortlichen für die 
Etablierung grenzüberschreitender Kooperationen Kernbereiche der Daseinsvorsorge keine zentralen 
Kooperationsfelder zu sein scheinen. Bei der Nennung denkbarer Kooperationsfelder (C 2.) dominieren 
Tourismusförderung und Regionalmarketing, Kultur und Informationstechnologien. Hier wird nur der 
Verkehr etwa gleichwertig genannt, während wesentliche Segmente der Daseinsvorsorge wie Energie, 
Gesundheitswesen, Entsorgung, Wasser/Abwasser und Energieversorgung in der Hierarchie möglicher 
Kooperationsfelder derzeit nur eine untergeordnete Rolle spielen.  
 
Siebentens: 
Diese eher geringe Bedeutung korreliert auch mit den Aussagen zu Gründen für grenzüberschreitende 
Kooperationen. Hier (C 4.) wird der übergreifende funktionale Aspekt, wonach Kooperationspotenziale 
nicht mit Verwaltungsgrenzen identisch sind, und deshalb erschlossen werden müssen, etwa doppelt 
so häufig genannt wie die inhaltlichen Aspekte (Regionalisierung der Daseinsvorsorge und 
strukturübergreifende demografische Anpassungsstrategien. Die Studie belegt inhaltlich, dass diese 
inhaltlichen Gründe als Handlungsauslöser dominieren müssten. Die Befragung zeigt indes, dass  Sie 
real eine eher untergeordnete Rolle spielen.  
 
Achtens: 
Ein zentrales Ergebnis der Befragung besteht darin,, dass die in den Kommunen politisch 
Verantwortlichen ihre eigene Verantwortung an erster Stelle sehen. Unter den Hindernissen für die 
Etablierung grenzüberschreitender Kooperationen wird das „Kirchturmdenken“ auf kommunaler 
Ebene mit großem Abstand als wichtigstes Hindernis benannt. Das ist auch im Vergleich mit vorherigen 
Untersuchungen, siehe Abschnitt 4.6, ein nochmaliger Zuwachs in der Gewichtung. Unstrittig spielen 
auch Hindernisse in Gestalt des Rechtsrahmens und und durch das Handeln übergeordneter Ebenen 
eine wichtige Rolle. Gleichwohl ist es für die weitere Entwicklung interkommunaler Kooperationen von 
wesentlicher Bedeutung, dass den Kommunen ihre eigene Rolle in diesen Prozessen immer stärker 
bewusst wird. Das ist ein Ausweis für die hohe Qualität, in der sich die Kommunen auch intellektuell 
mit diesem Gegenstand befassen.  
 
Neuntens: 
In der Studie wird grundsätzlich deutlich gemacht, dass die Länder ihre Anstrengungen weiter 
verstärken müssen, grenzüberschreitende interkommunale Kooperationen vor allem im Bereich der 
Kommunalwirtschaft zu befördern. Dafür ist die „Mitteldeutsche Demografie-Initiative“ ein 
konstruktiver und wichtiger Ansatz. Auch die Ergebnisse der Befragung zeigen eindeutig, dass die 
kommunale Ebene ebenfalls – und zwar vor dem Hintergrund der erstrangigen Bedeutung des eigenen 
Handelns und der eigenen Verantwortung – die Länder aber auch in der Pflicht sieht. Dass die 
Kommunen hier der finanziellen Förderung von derartigen Kooperationen durch die Länder eine große 
Bedeutung beimessen, entspricht auch der Auffassung der Autoren dieser Studie. 
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5.   Rechtliche Rahmenbedingungen für grenzüberschreitende 
kommunalwirtschaftliche Kooperationen. Vorschläge zur 
Optimierung28 

 

5.1 Bestandsaufnahme 
 
Als rechtliche Basis für eine länderübergreifende Zusammenarbeit haben die Bundesländer Staatsverträge 
geschlossen, die den rechtlichen Rahmen für die Zusammenarbeit bilden.   

Auch das Land Sachsen-Anhalt sowie die Freistaaten Sachsen und Thüringen haben jeweils miteinander 
Staatsverträge geschlossen, die den rechtlichen Rahmen für die grenzüberschreitende kommunale 
Zusammenarbeit regeln. Die Staatsverträge zwischen Thüringen und Sachsen-Anhalt sowie Sachsen und 
Thüringen beziehen sich dabei auf die Zusammenarbeit in Zweckverbänden, durch Zweckvereinbarungen 
und in kommunalen Arbeitsgemeinschaften. Der Staatsvertrag zwischen Sachsen und Sachen-Anhalt 
regelt die kommunale Zusammenarbeit in Zweckverbänden und durch Zweckvereinbarungen. 

Ausgehend von den Staatsverträgen sind die Bundesländer in der Gestaltung ihrer grenzüberschreitenden 
kommunalwirtschaftlichen Kooperationen verhältnismäßig frei.  

In allen genannten Fällen stehen die Möglichkeit einer Zweckvereinbarung oder die Bildung eines 
Zweckverbandes offen. 

Eine (delegierende) Zweckvereinbarung ist ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne der §§ 54 ff. VwVfG. 
Mithilfe dieses Vertrages werden gemeindliche Aufgaben rechtsverbindlich an einen der Beteiligten 
übertragen, d.h. eine Aufgabe kann in die Zuständigkeit eines Beteiligten übernommen oder für einen 
anderen durchgeführt oder einem Beteiligten Mitwirkungsrechte eingeräumt werden. Für eine 
Zweckvereinbarung gilt (s. Staatsverträge) das Recht des Landes, dem die Körperschaft angehört, der 
durch die Vereinbarung die Erfüllung der bestimmten Aufgabe übertragen wird. Sofern durch die 
Vereinbarung die Schaffung oder der Betrieb einer gemeinsamen Einrichtung geregelt ist, gilt das Recht 
des Landes, in dem die Einrichtung ganz oder überwiegend belegen ist. 

Für Kommunen besteht weiterhin die Möglichkeit, sich mit anderen Gebietskörperschaften zu einem 
Zweckverband zusammenzuschließen. Der Zweckverband ist sowohl organisatorisch als auch rechtlich 
selbständig. Die einzelne Kommune wird im Rahmen des Verbandszwecks von ihrer hoheitlichen Ver-
pflichtung entlastet, weil die kommunale Aufgabe insoweit auf den Zweckverband selbst übergeht. Für 
die Bildung eines grenzüberschreitenden Zweckverbandes bedarf es eines Hoheitsaktes, den die 
bestehenden Staatsverträge zwischen den Ländern Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen darstellen. 
Basierend auf den Staatsverträgen gilt für den Zweckverband jeweils das Recht des Landes, in dem der 
Zweckverband seinen Sitz hat oder haben soll. 

Kommunale Arbeitsgemeinschaften im Sinne der Staatsverträge zwischen Sachsen und Thüringen und 
Sachsen-Anhalt und Thüringen sind auf einer Vereinbarung der Beteiligten beruhende Gemeinschaften, 
die weder eine eigene Rechtspersönlichkeit verkörpern noch verbindliche Außenwirkung gegenüber den 
Beteiligten haben. Sie werden zur Findung von Gemeinschaftslösungen gebildet und geben Anregungen 
für die wirtschaftliche und zweckmäßige Erfüllung kommunaler Aufgaben. 

Zudem finden sich auch einzelnen Bestimmungen in den Landesgesetzen über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit bzw. die kommunale Zusammenarbeit:  

                                                 
28 Autor des Kapitel 5 ist Rechtsanwalt Dr. Hans-Martin Dittmann, PricewaterhouseCoopers Legal AG, Berlin  
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In § 2 Abs. 5 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in Sachsen-Anhalt  
(GKG LSA) i. d. F. der Bekanntmachung vom 26. Februar 1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert durch 
Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 2009 (GVBl. LSA S. 648, 677) wird festgehalten, dass 
Regelungen in Staatsverträgen über eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit unberührt bleiben. 
Gemeint sind die nachfolgend kurz aufgeführten Staatsverträge des Landes Sachsen-Anhalt mit den 
angrenzenden Bundesländern:  

– Staatsvertrag zwischen dem Land Sachsen-Anhalt und dem Freistaat Thüringen am 25.06.1996 (GVBl. 
1997 S. 705), in Kraft getreten am 09.08.1997, 

– Staatsvertrag zwischen dem Land Sachsen-Anhalt und dem Land Niedersachsen am 15.o8.1996 (GVBl. 
1997 S. 707), in Kraft getreten am 17.02.1998, 

– Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Sachsen und dem Land Sachsen-Anhalt am 26.08.1996 (GVBl. 1997 
S. 709), in Kraft getreten am 12.08.1997 und 

– Staatsvertrag zwischen dem Land Brandenburg und dem Land Sachsen-Anhalt am 08.4.1997 (GVBl. 
S. 710), in Kraft getreten am 29.11.1997. 

Die Staatsverträge sind durch das Gesetz zu den Staatsverträgen des Landes Sachsen-Anhalt mit den 
Ländern Brandenburg und Niedersachsen und den Freistaaten Sachsen und Thüringen über 
grenzüberschreitende kommunale Zusammenarbeit vom 18.07.1997 (GVBl. S. 704) Gesetz geworden.  

Die Regelung in § 2 Abs. 5 GKG LSA besagt allein, dass das GKG LSA diese Staatsverträge nicht 
beeinträchtigt.29  

Im Freistaat Sachsen finden sich z. B. Regelungen in § 81 des Sächsischen Gesetzes über kommunale 
Zusammenarbeit (SächsKomZG) vom 19. August 1993 (SächsGVBl. S. 815, ber. S. 1103), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130, 142).  

§ 81 SächsKomZG besagt, dass die Mitgliedschaft einer Gemeinde, eines Verwaltungsverbandes, eines 
Landkreises oder einer sonstigen der Aufsicht des Freistaates Sachsen unterstehenden Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts in einem Zweckverband, der seinen Sitz außerhalb des 
Freistaates Sachsen hat, nur möglich ist, wenn ein Staatsvertrag dies zulässt. Das gleiche gilt für die 
Mitgliedschaft einer Gemeinde, eines Landkreises oder einer sonstigen, nicht der Aufsicht des Freistaates 
Sachsen unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts in einem 
Zweckverband, der seinen Sitz innerhalb des Freistaates Sachsen hat. 

Staatsverträge sind also die Voraussetzungen für grenzüberschreitende Zweckverbände. Dazu wurden 
z. B. folgende Verträge über kommunale Zusammenarbeit über die Ländergrenzen hinweg abgeschlossen: 

– Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Bayern und dem Freistaat Sachsen über Zweckverbände und 
Zweckvereinbarungen vom 14.12.1995 (SächsGVBl. 1996 S. 443) mit Wirkung ab 08.02.1997 (Bek. der 
Sächsischen Staatskanzlei vom 18.02.1997, SächsGVBl. S. 111), 

– Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Sachsen und dem Land Sachsen-Anhalt über die 
grenzüberschreitende kommunale Zusammenarbeit in Zweckverbänden und durch 
Zweckvereinbarungen vom 26.08.1996 (SächsGVBl. S. 442) mit Wirkung ab 12.08.1997 (Bek. der 
Sächsischen Staatskanzlei vom 19.08.1997, SächsGVBl. S. 546), 

                                                 
29 vgl. auch: Ulf Gundlach/Stefan Fenzel, Praxis der Kommunalverwaltung Sachsen-Anhalt, B 5 San, Staatsverträge 

 

http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=GVBl&b=1997&s=705
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=GVBl&b=1997&s=707
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=GVBl&b=1997&s=709
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– Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Sachsen und dem Freistaat Thüringen über Zweckverbände, 
Zweckvereinbarungen sowie kommunale Arbeitsgemeinschaften vom 15.05.1997 und 30.0 4.1997 
(SächsGVBl. S. 443) mit Wirkung ab 16.12.1997 (Bek. der Sächsischen Staatskanzlei vom 22.01.1998, 
SächsGVBl. S. 48) und 

– Staatsvertrag zwischen dem Land Brandenburg und dem Freistaat Sachsen über grenzüberschreitende 
kommunale Zusammenarbeit in Zweckverbänden und durch Zweckvereinbarungen vom 23.04.1998 und 
11.03.1998 (SächsGVBl. S. 634) mit Wirkung ab 29.01.1999 (Bek. der Sächsischen Staatskanzlei vom 
01.02.1999, SächsGVBl. S. 82). 

Demnach können grenzüberschreitend Zweckverbände gebildet und Zweckvereinbarungen abgeschlossen 
bzw. ausgedehnt werden. Es gilt das Recht des Landes, in dem der Zweckverband seinen Sitz hat oder 
erhält, bei Zweckvereinbarung das Recht des Landes, dem die Körperschaft angehört, der durch die 
Vereinbarung die Erfüllung der Aufgabe und die dafür notwendigen Befugnisse übertragen werden. 

Die Aufsicht wird von dem Land geführt, in dem der Zweckverband seinen Sitz hat.30  

Zuletzt enthalten die §§ 16 Abs. 3 und 44 Abs. 2 des Thüringer Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. 
S. 290), geändert durch Gesetz vom 04. Mai 2010 (GVBl. S. 113) vergleichbare Bestimmungen. 

Die mit dem Freistaat Sachsen und dem Land Sachsen-Anhalt abgeschlossenen Staatsverträge sind oben 
schon aufgeführt. Ferner sei u.a. verwiesen auf 

– das Thüringer Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Thüringen und dem Land Hessen zur  
über die grenzüberschreitende kommunale Zusammenarbeit in Zweckverbänden, durch öffentlich-
rechtliche Vereinbarungen (Zweckvereinbarungen) und in kommunalen Arbeitsgemeinschaften sowie in 
Wasser- und Bodenverbänden vom 18. 7. 2000 (GVBl. S. 192) und 

– den Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Bayern und dem Freistaat Thüringen über Zweckverbände, 
Zweckvereinbarungen, kommunale Arbeitsgemeinschaften sowie Wasser- und Bodenverbände (GVBl 
1994 S. 881) 

Soweit der Hoheitsbefugnis des Freistaates Thüringen unterstehende Gebietskörperschaften oder 
sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts Mitglieder von außerthüringischen Zweckverbänden 
werden sollen, ermächtigt § 44 Abs. 2 das zuständige Ministerium ausdrücklich, durch Vereinbarung mit 
der entsprechenden obersten Aufsichtsbehörde des anderen beteiligten Landes die zuständige 
Aufsichtsbehörde zu bestimmen.31  
 
 
 
 
 

                                                 
30 vgl. insgesamt zu Sachsen: Hans Stimpfl/Dieter Weisenberger/Wolf-Uwe Sponer, 
Praxis der Kommunalverwaltung Sachsen, B 5 Sa 
31 vgl. zu Thüringen: Axel W.-O. Schmidt, Praxis der Kommunalverwaltung Thüringen, B 5 Th 

http://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata/komm_pdk/PdK-Th-B5Th/ges/ThHESZwVStVG/cont/PdK-Th-B5Th.ThHESZwVStVG.htm#FNID0E2CGK
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=GVBl&b=1994&s=881


68 

5.2 Regelungsbedürfnis über Staatsverträge 

Die genannten Staatsverträge sind rechtlich erforderlich, wenn die "landesgrenzenüberschreitende" 
Zusammenarbeit mit der Übertragung von Hoheitsrechten verbunden sein soll. Ist das nicht der Fall (wie 
z. B. bei Arbeitsgemeinschaften oder bei Zweckvereinbarungen ohne Aufgaben- oder 
Befugnisübertragung), ist eine "landesgrenzenüberschreitende" Zusammenarbeit in öffentlich-rechtlicher 
Form auch ohne staatsvertragliche Grundlage möglich. Dasselbe gilt für privatrechtliche Vereinbarungen 
(so zutreffend: Norbert Schulz, Praxis der Kommunalverwaltung Bayern, B 5 Bay, Ziffer 7.1 - sogar auch für 
die "Bundesgrenze überschreitende" Zusammenarbeit).  

Bei einer Übertragung von Hoheitsrechten ist also ein Staatsvertrag nach heutigem Rechtsverständnis 
unentbehrlich. Zwischen den beteiligten Bundesländern liegen aber entsprechende Staatsverträge vor, so 
dass offenbar kein Regelungsdefizit besteht.  

Im Übrigen gehen bundesrechtliche Regelungen über eine landesübergreifende kommunale 
Zusammenarbeit den Staatsverträgen vor (z. B. die Vorschrift über Planungsverbände in § 205 BauGB). 
 

5.3 Kooperationen auf privatrechtlicher Basis 

Wie schon in Abschnitt 5.2 angedeutet, sind Kooperationen auf privatrechtlicher Basis rechtlich möglich.  

Zu beachten ist hierbei das Bundesrecht (insbesondere Vergabe-, Kartell-, Wettbewerbs- und 
Gesellschaftsrecht) sowie das Kommunalwirtschaftsrecht des jeweiligen Bundeslandes, aus denen sich 
Vorgaben und ggf. Beschränkungen ergeben.  

Unternehmen in Privatrechtsform (im Regelfall GmbHs), die "landesgrenzenüberschreitend" tätig sind, 
sind nicht ungewöhnlich. So besteht z. B.  

- eine Fernwasserversorgungs GmbH mit kommunalen Gesellschaftern aus Sachsen und Sachsen-Anhalt, 

- eine kommunale GmbH, die Aufgaben der Wirtschaftsförderung und eines treuhänderischen 
Erschließungsträgers für eine sächsische und eine brandenburgische Kommune übernommen hat oder 

- eine Klinik-Holding GmbH, deren Gesellschafter bayerische und südthüringische Landkreise und 
Kommunen sind, 

um nur drei Beispiele zu nennen.  

Es gibt entsprechende Konstellationen in den Bereichen Abfall-, Verkehrs- und Energiewirtschaft etc.   

Solche Kooperationen sind rechtlich möglich und in der Praxis erfolgreich und erprobt. 

  

 

 

 

 

http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=205
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5.4 Optimierungsmöglichkeiten 

Um die interkommunale Zusammenarbeit zu vereinfachen und damit zu stärken, ist zu erwägen, dass die 
beteiligten Bundesländer die Kommunen gesetzlich ermächtigen, die länderübergreifende 
Zusammenarbeit unter bestimmten Voraussetzungen durch öffentlich-rechtlichen Vertrag selbst zu 
regeln. Bestimmte Regelungsmaterien, die man für regelungsbedürftig hält, könnten vorgegeben werden, 
wobei die konkrete Ausgestaltung stärker in die Hände der Kommunen gelegt würde.  
 
Darüber hinaus würde die länderübergreifende, aber auch die landesinterne interkommunale 
Zusammenarbeit erleichtert, wenn das kommunale Wirtschaftsrecht selbst keine 
Kooperationshindernisse setzt. So gehören die jeweilige landesgesetzliche Ausgestaltung des 
Örtlichkeitsprinzips und der Subsidiarität, die Beschränkungen bei der Wahl der Organisations- oder 
Rechtsform für kommunale Unternehmen oder bürokratische Hürden - wie etwa die Anfertigung 
bestimmter Organisationsanalysen vor einer Gesellschaftsgründung - auf den Prüfstand. Ziel muss eine 
Lockerung dieser Regelungen bzw. eine Deregulierung sein.  
 
Europa- und bundesrechtlich setzt insbesondere das Vergaberecht Beschränkungen im Hinblick auf die 
interkommunale Zusammenarbeit. Möchte sich eine Kommune ihrer öffentlichen Aufgabe nicht durch 
Übertragung auf einen anderen entledigen, sondern die Aufgabe unter Mitwirkung eines anderen 
kommunalen Partners erfüllen, zeigen sich sehr schnell die vergaberechtlichen Begrenzungen. Beschafft 
sich eine Kommune eine Leistung, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt, so ist sie gehalten, diese 
Leistung im Wettbewerb zu beschaffen. Es gibt keine Privilegierung interkommunaler Leistungserfüllung. 
In jedem Einzelfall ist daher die vergaberechtliche Inhouse-Fähigkeit der angedachten Kooperation zu 
untersuchen und abzusichern.  
 
Der Entwurf der neuen EU-Richtlinie über die öffentliche Auftragsvergabe - Kom(2011) 896/2 - (von der 
EU-Kommission vorgelegt am 20. Dezember 2011) enthält in Art. 11 des Entwurfs eine umfassende 
Regelung zu "Beziehungen zwischen öffentlichen Stellen". Dieser Art. 11 enthält erstmals eine 
umfassende EU-rechtliche Normierung der Inhouse-Regelungen sowie der vergabefreien Kooperation 
öffentlicher Auftraggeber. Ob eine solche Kodifizierung, d. h. die abschließende Aufzählung der 
Voraussetzungen einer ausschreibungsfreien (vertikalen) Inhouse-Vergabe sowie einer 
ausschreibungsfreien horizontalen Zusammenarbeit zwischen öffentlichen Auftraggebern, sinnvoll ist, ist 
derzeit Gegenstand der Diskussion (ablehnend z. B. die Stellungnahme der Bundesvereinigung der 
kommunalen Spitzenverbände zu den Vorschlägen der EU-Kommission zur Reform des EU-Vergaberechts 
vom 01.02.2012). Sollte es allerdings zu einer solchen Regelung kommen, ist es unbedingt anzustreben, 
wenn an dieser Stelle im EU-Regelwerk weitergehende Ausnahmeregelungen für interkommunale 
Kooperationen geschaffen würden.  
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6. Zur wissenschaftlichen und praktischen Bedeutung der Studie. 
Erste Schlussfolgerungen zur Förderung struktur- und 
ressortübergreifender Kooperationen im Bereich der 
Kommunalwirtschaft  
 
 
Für die weitere Entwicklung der strukturübergreifenden Zusammenarbeit ergeben sich auch aus den 
Ergebnissen der Befragung vor allem folgende Schlussfolgerungen:  
 

Erstens: 
Das, was wir als Basis definiert haben, also in erster Linie die kommunalwirtschaftlichen Strukturen und 
Ressourcen zur Erbringung der Leistungen zur Daseinsvorsorge, hat sich lokal herausgebildet und 
entwickelt.  
 
Zweitens: 
Wenn wir zukünftig - und zukünftig heißt auch langfristig - in regionalen Strukturen zu denken, zu planen 
und zu handeln haben, dann muss sich auch die materielle Basis, die Kommunalwirtschaft, in dieser 
Richtung vernetzen. 
 
Drittens: 
Das Ergebnis wird in einer längerfristigen Projektion eine regional strukturierte Kommunalwirtschaft 
sein. Wenn es zu dieser Prognose Übereinstimmung gibt, dann muss dieser Prozess aktiv durch 
geeignete Konzepte und politische Willensbildung und daraus folgende konkrete Maßnahmen in Gang 
gesetzt werden, und dies schnellstmöglich.  
 
Viertens: 
Dieser Prozess muss mit einer starken Forcierung interkommunaler Kooperationen beginnen. Dies muss 
durch die kommunalen Amts- und Mandatsträger angestoßen und begleitet werden. Das liegt im 
elementaren Interesse der Bürger. 
 
Fünftens: 
Natürlich müssen die ersten Überlegungen und auch Maßnahmen zur verstärkten Zusammenarbeit der 
Kommunen und ihrer Unternehmen von den bestehenden Strukturen ausgehen: von denen der 
Kommunalwirtschaft und auch von den administrativ definierten Versorgungsstrukturen. 
Für die mittel- und langfristige Entwicklung der interkommunalen Zusammenarbeit aber sind 
Überlegungen unabdingbar, die aus den künftigen, kommunal und regional definierten Bedarfen die 
dafür optimalen Strukturen der kommunalwirtschaftlichen Betätigung ableiten. 

 
Dazu sei folgendes angemerkt: 

 
 Diese Prozesse müssen unter konsequenter Wahrung des Prinzips der kommunalen Selbstverwaltung 

gestaltet werden, wobei dieses Prinzips viel stärker auch interkommunal gedacht und angewendet 
werden muss. 

 
 Die Landespolitik muss diese Entwicklungen in geeigneter Weise unterstützen und auch fördern. 

Förderung kann hier aber nicht die Etablierung neuer Fördertöpfe und –mechanismen bedeuten – 
dafür gibt es objektiv gar keinen finanziellen Spielraum. Hauptinstrument kann nur der kommunale 
Finanzausgleich sein, der für diese Zwecke reformiert und noch viel stärker auf die Mittelzentren 
focussiert werden muss. 
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 Es bedarf geeigneter Rahmenbedingungen, um neue interkommunale Strukturen in der 
Kommunalwirtschaft auch länderübergreifend zu fördern. Ein Beispiel dafür, wie sinnvoll solche 
Kooperationen bis hin zu interkommunalen gesellschaftsrechtlichen Verflechtungen sind, zeigt das 
Beispiel der Harzer Schmalspurbahn (HSB), an der kommunale Gebietskörperschaften aus Sachsen-
Anhalt und Thüringen beteiligt sind. 

 
 In diesem Sinne argumentiert auch der Deutsche Landkreistag aktuell unter anderem aus 

steuerrechtlicher Sicht32 
„Der Deutsche Landkreistag hat den Bund gebeten, sicherzustellen, dass die gerade im ländlichen 
Raum immer wichtiger werdende Zusammenarbeit von Kommunen nicht erschwert wird. Vor dem 
konkreten Hintergrund einer drohenden Umsatzsteuerpflichtigkeit derartiger öffentlicher 
Kooperationen forderte Präsident Landrat Hans Jörg Duppré eine zügige gesetzliche Klarstellung. 
Interkommunale Zusammenarbeit ist ein zentraler Baustein bei der Bewältigung der demografischen 
Herausforderungen und darf nicht durch das Vergaberecht oder steuerrechtliche Vorschriften 
behindert werden.  
Duppré erläuterte, dass die Erfolgsaussichten kommunalen Agierens im Zusammenhang mit dem 
demografischen Wandel oder der Entwicklung der ländlichen Räume erheblich von den durch 
Landes- und Bundespolitik gesetzten Rahmenbedingungen abhingen. Als Negativbeispiel nannte er 
das Urteil des Bundesfinanzhofes aus dem letzten Jahr, das die Umsatzsteuerpflicht für die 
öffentliche Hand erheblich ausgeweitet habe und dazu führe, dass die gesamte interkommunale 
Zusammenarbeit unter dem Verdacht der Steuerpflichtigkeit stehe. 
Es liegt auf der Hand und wird auch von niemandem bestritten, dass die Zusammenarbeit von 
Kommunen einer der wesentlichen Bestandteile eines erfolgreichen Umgangs mit demografischen 
Prozessen ist und unterstützt werden muss. Dazu gehört dann aber auch, interkommunale 
Kooperationen nicht zu behindern. Deshalb muss der Bund unbedingt zügig eine gesetzliche 
Klarstellung treffen, weil sonst mit der drohenden Umsatzsteuerpflichtigkeit ein erhebliches 
Hemmnis für die kommunenübergreifende Problemlösung besteht, so Duppré. Interkommunale 
Zusammenarbeit – sowohl als gemeinsame Aufgabenerfüllung (Vollstreckung, Straßenunterhalt, 
Standesamt etc.) als auch als gemeinsame Back-office-Leistungen (Personalabrechnung, Beihilfe, 
Rechnungsprüfung, EDV) – sei für die Bewältigung der demografischen Herausforderungen von 
enormer Bedeutung und dürfe nicht durch das Vergaberecht oder steuerrechtliche Vorschriften 
behindert werden. Es geht hier nicht um die ordnungspolitische Debatte um privat oder Staat, 
sondern darum, ob zwei Kommunen in den genannten Bereichen zusammenarbeiten dürfen oder ob 
sie es künftig aus steuerlichen Gründen wieder alleine machen müssen, erläuterte Duppré.  
Darüber hinaus sprach sich der DLT-Präsident im Zusammenhang mit der Reform des europäischen 
Vergaberechts dafür aus, interkommunale Kooperationen auf EU-Ebene nicht weiter einzuschränken. 
Hier liegen nach dem maßgeblichen EuGH-Urteil aus dem Jahre 2009 klare Kriterien für eine 
Vergaberechtsfreiheit interkommunaler Zusammenarbeit vor, die nicht weiter von der EU-
Kommission verschärft werden sollten. Anderenfalls drohe eine empfindliche Einengung 
kommunaler Spielräume und letztlich ein Ersticken von Kooperationsmodellen der Kommunen, so 
Duppré. 

                                                 
32 Pressemitteilung Deutscher Landkreistag vom 28. Juni 2012 
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Anlage 1 
 
 
Die Mitglieder der Koordinierungsgruppe 
des „Verbundnetz für kommunale Energie“ 
  
Land Brandenburg 
 
Hubert Handke, Bürgermeister der Stadt Bernau bei Berlin 
Jürgen Polzehl, Bürgermeister der Stadt Schwedt (Oder) 
 
Land Mecklenburg-Vorpommern 
 
Dr.-Ing. Paul Krüger, Oberbürgermeister der Stadt Neubrandenburg 
Roland Methling, Oberbürgermeister der Hansestadt Rostock 
 
Freistaat Sachsen 
  
Annette Licht, Stadträtin und Fraktionsvorsitzende im Stadtrat von Freiberg 
Wolfgang Sedner, Bürgermeister der Stadt Lichtenstein    
          
Land Sachsen-Anhalt       
 
Petra Wust, Oberbürgermeisterin der Stadt Bitterfeld - Wolfen 
Bernward Küper, Oberbürgermeister der Stadt Naumburg    
   
Freistaat Thüringen 
 
Andreas Bausewein, Oberbürgermeister Landeshauptstadt Erfurt 
Knut Kreuch, Oberbürgermeister der Stadt Gotha 
 
Beratende Mitglieder der Koordinierungsgruppe  
des „Verbundnetz für kommunale Energie“ 
 
Martin Patzelt, Oberbürgermeister a. D. der Stadt Frankfurt (Oder) 
Manfred Rauner, Oberbürgermeister a. D. der Stadt Weißenfels 
Manfred O. Ruge, Oberbürgermeister a. D. der Landeshauptstadt Erfurt  
Dr. habil. Peter Röhlinger, Oberbürgermeister a. D. der Stadt Jena 
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Anlage 2 
 
 
Das Verbundnetz für kommunale Energie (VfKE)  
 
1. Was ist das VfKE? 
 
Das VfKE ist eine parteiübergreifende Kommunikationsplattform der ostdeutschen Kommunalpolitik, welche sich in 
erster Linie mit Fragen der Wirtschaftstätigkeit der Kommunen in den neuen Ländern befasst.  
 
Ziel ist es, die Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche Betätigung auf kommunaler Ebene zu verbessern. Soweit 
diese auf EU-, Bundes- und Landesebene gesetzt werden, geht es um die Entwicklung von Konzepten zu deren 
Optimierung. Auf diesem Wege sollen im Dialog mit den zuständigen politischen Entscheidungsträgern Faktoren 
beseitigt werden, die eine effiziente wirtschaftliche Betätigung der ostdeutschen Kommunen behindern. 
 
Eine weitere Intention des VfKE besteht darin, in der politischen Öffentlichkeit das Bewusstsein für die enormen 
Leistungen zu wecken, die in den Kommunen der neuen Länder für  Ostdeutschland erbracht werden. 
 
2. Wer sind die Initiatoren des VfKE? 
 
Das VfKE wurde Ende 2002 von ostdeutschen Kommunalpolitikern und der VNG – Verbundnetz Gas 
Aktiengesellschaft, Leipzig, initiiert. Die Gründungsphase fand mit der offiziellen Auftaktveranstaltung des VfKE am 
30. Juni 2003 in Bernau ihren Abschluss. Daran nahmen 65 Amts- und Mandatsträger teil, die für fast 25 Prozent der 
Bevölkerung in den neuen Ländern kommunalpolitische Verantwortung tragen. 
 
127 Kommunalpolitiker hatten im Vorfeld durch ihre Beteiligung an einer repräsentativen Befragung zur inhaltlichen 
Positionierung dieser Kommunikationsplattform beigetragen. 
 
3. Wer sind die Mitwirkenden am VfKE? 
 
Mitwirkende am VfKE sind die kommunalen Amts- und Mandatsträger, die sich an dessen Konstituierung im Rahmen 
der Auftaktveranstaltung des VfKE beteiligt haben, oder in anderer Form ihr Interesse an einem Engagement 
bekunden. Das sind in erster Linie Oberbürgermeister, Bürgermeister und Vorsitzende von Fraktionen in den 
Stadträten. Die Gründungsmitglieder des VfKE repräsentieren alle neuen Länder und alle Parteien, die in 
Ostdeutschland kommunale Verantwortung tragen. 
 
Das VfKE ist ohne jede Einschränkung offen für alle kommunalen Amts- und Mandatsträger aus den neuen Ländern. 
 
4. Worin begründet sich das Erfordernis für das VfKE? 
 
Die repräsentative Befragung unter ostdeutschen Kommunalpolitikern in der Gründungsphase des VfKE hat u. a. 
folgendes ergeben: 
 

• Rund 98 Prozent der Befragten haben bemängelt, dass bei Gesetzgebungsverfahren im Bereich der Wirtschaft 
mit Auswirkungen auf die kommunale Ebene die kommunalen Interessen nicht ausreichend berücksichtigt 
werden. 
 
• Rund 97 Prozent der Befragten haben formuliert, dass die spezifischen Interessen der ostdeutschen Kommunen 
auf EU- und Bundesebene entweder gar nicht, oder deutlich schlechter berücksichtigt werden, als jene der 
westdeutschen Kommunen. 
 
• Rund 91 Prozent der Befragten gaben an, dass es erforderlich ist, dass die ostdeutschen Kommunen 
gemeinsame Standpunkte formulieren, und in diesem Kontext angeregt, diesen Prozess der Meinungsbildung 
zwischen den kommunalen Amts- und Mandatsträgern weiter zu intensivieren. 
 



75 

• Rund 81 Prozent der Befragten haben erklärt, dass es sinnvoll wäre, eine übergreifende 
Kommunikationsplattform für die kommunalen Amts- und Mandatsträger der neuen Länder zu etablieren. 

 
Die Formierung des VfKE ergab sich damit unmittelbar aus dem Votum ostdeutscher Kommunalpolitiker. 
 
5. Wie versteht sich das VfKE im Verhältnis zu den kommunalen und 
kommunalwirtschaftlichen Spitzenverbänden? 
 
Ostdeutsche Kommunalinteressen werden grundsätzlich und in erster Linie durch die kommunalen und 
kommunalwirtschaftlichen Spitzenverbände vertreten. In diesen deutschlandweit organisierten Gremien kann die 
Spezifik der ostdeutschen Probleme aus objektiven Gründen nicht immer umfassend und detailliert berücksichtigt 
werden. Diese Einschätzung haben die ostdeutschen kommunalen Amts- und Mandatsträger mit großer 
Übereinstimmung bei der  
o. a. repräsentativen Befragung getroffen. Die Begründung für die Etablierung des VfKE liegt also in erster Linie 
darin, dass hier Positionen der ostdeutschen kommunalen Amts- und Mandatsträger zu Fragen der wirtschaftlichen 
Betätigung der Kommunen gebündelt werden. Das VfKE sieht sich in diesem Prozess grundsätzlich als Ergänzung zu 
den kommunalen und kommunalwirtschaftlichen Spitzenverbänden. Es ist selbst kein Verband, sondern versteht 
sich ausschließlich als Kommunikationsplattform der ostdeutschen Kommunalpolitik.   
 
6. Worin besteht die Bündelungsfunktion des VfKE?  
 
Erstens in der Bündelung ostdeutscher kommunaler Stimmen. 
 
Zweitens in der weitestgehenden Einbeziehung ostdeutschen Amts- und Mandatsträger, also in erster Linie der 
Bürgermeister und der Mitglieder der Kommunalparlamente. 
 
7. Wie „funktioniert“ das VfKE? 
 
• Im Rahmen der Auftaktveranstaltung des VfkE hat sich eine Koordinierungsgruppe konstituiert, in der neun 
kommunale Amts- und Mandatsträger aus allen neuen Ländern vertreten sind. Die Koordinierungsgruppe ist 
inhaltlich und organisatorisch für die Arbeit des VfKE zuständig. 
 
8. In welcher Weise positioniert sich das VfKE ? 
 
• Die Koordinierungsgruppe des VfKE legt jährlich die inhaltlichen Schwerpunkte für die Arbeit des „Verbundnetz für 
kommunale Energie“ fest.  
 
• Zu diesen Schwerpunkten, den sogenannten Jahresthemen, erfolgt die Formulierung von Positionen und 
Konzepten im Rahmen eines Diskussionsprozesses, der auf Länderebene organisiert wird. Dazu finden regelmäßig in 
allen neuen Ländern Landesveranstaltungen des VfkE statt. 
 
• Ziel ist es, diesen Mehrheitsstandpunkt des VfKE an die zuständigen Entscheidungsträger zu adressieren, um damit 
zu erreichen, dass die spezifischen ostdeutschen Kommunalinteressen von Exekutive und Legislative auf EU-, 
Bundes- und Landesebene entsprechend berücksichtigt werden.  
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9. Die Jahresthemen des VfkE seit 2003 
 
Jahresthema 2003/2004: 
„Die EU – Osterweiterung – Chancen und Risiken für kommunale Unternehmen in Ostdeutschland“ 
 
Jahresthema 2004/2005: 
„Wirtschaftsstandort Ost. Konzepte und Strategien zur Unterstützung kommunaler Wirtschaftstätigkeit“ 
                                                                                                                                                                       
Jahresthema 2006: 
„Rahmensetzungen der EU – Auswirkungen auf die wirtschaftliche Betätigung der ostdeutschen Kommunen“ 
 
Jahresthema 2007: 
„Kommunalwirtschaft im gesamtwirtschaftlichen Kontext. Schlussfolgerungen aus der vergleichenden Ost-West-
Studie des VfkE für die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen in den neuen Ländern“ 
 
Jahresthema 2008: 
„Ostdeutsche kommunale Wirtschaft“. Möglichkeiten der künftigen Ausrichtung und Steuerung durch strategisches 
Beteiligungsmanagement“ 
 
Jahresthema 2009: 
Wirtschaftliche Betätigung der Kommunen in Ostdeutschland. 
Optimierung durch interkommunale Kooperationen. 
 
Jahresthema 2010: 
„Kommunalwirtschaft 2025.  
Erfordernisse zur Restrukturierung der kommunalwirtschaftlichen Betätigung in typischen Regionen 
Ostdeutschlands unter den Bedingungen der demografischen Entwicklung und der Zuspitzung der strukturellen 
Defizite in der kommunalen Finanzausstattung sowie der Erfordernisse des Klimaschutzes“ 
 
Jahresthema 2011: 
Kommunalwirtschaft 2025.  
Anpassung der kommunalwirtschaftlichen Betätigung an die demografische Entwicklung, die Zuspitzung der 
strukturellen Defizite in der kommunalen Finanzausstattung und die energiepolitischen Rahmensetzungen. 
Vorschläge zur Verbesserung der politischen Rahmenbedingungen. 
 
Jahresthema 2012: 
Ziel- und Strategiebestimmung für kommunale Unternehmen. Optimierungspotenziale aus inhaltlicher, struktureller 
und organisatorischer Sicht mit Bezug auf „Kommunalwirtschaft 2025“  
Überlegungen für Pflichtenhefte Kommunalwirtschaft“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



77 

Anlage 3 
 
Anschreiben zur Befragung 
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Anlage 4 
 
 
Beispielregionen Befragung 
 
Bundeslandübergreifende Flächenregionen in Mitteldeutschland und darüber hinaus 
(optional), definiert über Landkreisstrukturen mit identischen oder ähnlichen demografischen 
Veränderungen 
 
1. Bundeslandübergreifende Flächenregionen in Mitteldeutschland 
 
Länderkombination  Flächenregion, definiert über   Städte je Region 
    Landkreise und kreisfreie Städte 

Region A: 
Sachsen-Anhalt / Sachsen Anhalt-Bitterfeld (S-A)    Delitzsch (Sachsen) 
    Nordsachsen (Sachsen)    Eilenburg (Sachsen) 
    

 (Region: Delitzsch-Bitterfeld)   Oschatz (Sachsen) 
          Schkeuditz (Sachsen) 
          Torgau (Sachsen) 
          Bitterfeld-Wolfen (S-A) 
 
    2 Landkreise     6 Städte 
 
Region B: 
Sachsen-Anhalt/Thüringen Mansfeld-Südharz (S-A)   Eisleben (S-A) 
    Harz (S-A)     Sangerhausen (S-A) 
    Kyffhäuserkreis (Thür.)    Blankenburg (S-A) 
    Nordhausen (Thür.)    Halberstadt (S-A) 

       Quedlinburg (S-A) 
    (Region: Harz-Kyffhäuser)   Wernigerode (S-A) 
          Nordhausen (Thür.) 
          Sondershausen (Thür.) 
 
    4 Landkreise     9 Städte 
 
Region C: 
Sachsen/Thüringen  Altenburger Land (Thür.)   Gera (Thür.) 
    Greiz (Thür.)     Zwickau (Sachsen) 
    Gera (Thür.)     Plauen (Sachsen) 
    Vogtlandkreis (Sachsen)   Altenburg (Thür.) 
    Zwickau (Sachsen)    Greiz (Thür.) 
          Schmölln (Thür.) 
    (Region: Vogtland-Altenburg)   Zeulenroda-Triebes (Thür.) 
          Crimmitschau (Sachsen) 
          Glauchau (Sachsen) 
          Limbach-Oberfrohna (Sachsen) 
          Oelsnitz (Sachsen) 
          Reichenbach i.V. (Sachsen) 
 
    4 Landkreise/1 kreisfreie Stadt  12 Städte 
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Region D:  
Sachsen-Anhalt/Sachsen/ Leipzig Land (Sachsen)    Naumburg (S-A)  
    Burgenlandkreis (S-A)    Weißenfels (S-A) 
          Zeitz (S-A)  
            Merseburg 
(S-A) 
    (Region: Mitteldeutschland-Mitte)  Borna (Sachsen) 
          Grimma (Sachsen)  
          Markleeberg (Sachsen) 
          Wurzen (Sachsen) 
 
    2 Landkreise     8 Städte 

 
Zusammenfassung:  Städte und Landkreise nach Bundesländern und insgesamt 

    Landkreise/kreisfreie Städte  Städte 

Sachsen   4      16 
Sachsen-Anhalt  4      11 
Thüringen   5       8 

Gesamt:   13 Landkreise/kreisfreie Städte 35 Städte 

 

 

 

 

 
 



81 

Anlage 5 

Fragebogen 
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Anlage 6 
 
Thüringer Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Sachsen 
und dem Freistaat Thüringen über Zweckverbände, 
Zweckvereinbarungen sowie kommunale Arbeitsgemeinschaften 
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Anlage 7 
 
Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Sachsen und dem Land 
Sachsen-Anhalt über die grenzüberschreitende kommunale Zusammenarbeit in 
Zweckverbänden und durch Zweckvereinbarungen 
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Anlage 8 

Thüringer Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Sachsen- 
Anhalt und dem Freistaat Thüringen über die grenzüberschreitende 
kommunale Zusammenarbeit in Zweckverbänden, durch 
Zweckvereinbarungen und in kommunalen Arbeitsgemeinschaften 



103 

 



104 

 
 
 


